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1 Einleitung 

1.1 Anlass und Aufgabenstellung 

Direkt angrenzend zum Flughafen Münster-Osnabrück ist die vorgelagerte Erweiterung des beste-

henden AirportPark FMO vorgesehen. Hierzu soll für die erste Ausbaustufe zum II. Realisierungs-

abschnitt ein Bebauungsplan aufgestellt werden. Zeitgleich soll auch der gültige Flächennutzungs-

plan, im Parallelverfahren, geändert werden.  

Eine Artenschutzvorprüfung (Stufe I) (FROELICH & SPROBECK 2020) ergab, dass das Erfüllen von 

Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG mithilfe der bereits durchgeführten 

Maßnahmen sowie einigen Vermeidungsmaßnahmen ausgeschlossen werden konnte. Im Rahmen 

der weiteren Planung und aufgrund neuer Informationen wurde jedoch festgestellt, dass der Bedarf 

für eine vertiefende Artenschutzprüfung (Stufe II) besteht, deren Grundlage eine aktuelle faunisti-

sche Erfassung der Avifauna ist.  

Es wird geprüft, ob und bei welchen Arten welche Verbotstatbestände erfüllt werden und wenn ja, 

wie diese durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie durch vorgezo-

gene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) abgewendet werden können.  

1.2 Rechtliche Grundlagen 

Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände sind in § 44 Abs. 1 BNatSchG folgendermaßen ge-

fasst: 

"Es ist verboten, 

Abb. 1 Plangebiet des Bebauungsplanes (Quelle: tim-online 2.0) 
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1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 

verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 

beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während 

der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheb-

lich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhal-

tungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Ar-

ten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 

der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören (Zu-

griffsverbote)." 

Diese Verbote werden um den für Eingriffsvorhaben, die nach § 17 Abs. 1 oder Abs. 3 BNatSchG 

zulässig sind, und Vorhaben, die nach einschlägigen Vorschriften des Baugesetzbuches zulässig 

sind, relevanten Absatz 5 des § 44 BNatSchG ergänzt: 

„Für nach § 15 Absatz 1 [BNatSchG] unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Eingriffe in Natur 

und Landschaft, die nach § 17 Absatz 1 oder Abs. 3 zugelassen oder von einer Behörde durchge-

führt werden, sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 1 gelten Zugriffs-, Besitz- und 

Vermarktungsverbote nach Maßgabe von Satz 2 bis 5. Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richt-

linie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten, europäische Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in 

einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen  

1. das Tötungs- und Verletzungsverbot nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die Beein-

trächtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und Verletzungsrisiko für 

Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung bei 

Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht vermieden wer-

den kann, 

2. das Verbot des Nachstellens und Fangens wild lebender Tiere und der Entnahme, Beschä-

digung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn 

die Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme, die 

auf den Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung oder ihrer Entwicklungsformen vor 

Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung und die Erhaltung der ökologischen Funktion 

der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, beein-

trächtigt werden und diese Beeinträchtigungen unvermeidbar sind, 

3. das Verbot nach Absatz 1 Nummer 3 nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem 

Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusam-

menhang weiterhin erfüllt wird. 

Soweit erforderlich, können auch vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen festgelegt werden. Für 

Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV Buchstabe b der Richtlinie 92/43/EWG aufge-

führten Arten gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend. Sind andere besonders geschützte Arten 
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betroffen, liegt bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß ge-

gen die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote vor.“  

Eine Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG liegt aktuell noch nicht vor. Sogenannte 

„Verantwortungsarten“ wurden somit noch nicht festgelegt. Die artenschutzrechtlichen Verbote bei 

nach § 17 Abs. 1 oder Abs. 3 BNatSchG zulässigen Eingriffen sowie bei nach den Vorschriften des 

Baugesetzbuches zulässigen Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG gelten bislang 

nur für die in Anhang IV der Richtline 92/43/EWG (FFH-Richtlinie) aufgeführten Tier- und Pflan-

zenarten sowie für die europäischen Vogelarten.  

Bei erfüllten Verbotstatbeständen bliebe zu beurteilen, inwieweit dem Vorhaben auf der Grundlage 

des § 45 Abs. 7 BNatSchG (Ausnahmen) zur Genehmigung verholfen werden kann (Stufe III der 

Artenschutzprüfung, nicht Gegenstand der vorliegenden Unterlage). Als einschlägige Ausnahme-

voraussetzungen müssten dann nachgewiesen werden, dass  

• die Maßnahme „im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, 

einschließlich der Landesverteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der 

maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt“ durchgeführt wird (Ziffer 4), 

• „zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher so-

zialer oder wirtschaftlicher Art“ vorliegen (Ziffer 5),  

Des Weiteren darf eine Ausnahme nur zugelassen werden, wenn 

• „zumutbare Alternativen [die zu keinen oder geringeren Beeinträchtigungen der relevanten 

Arten führen] nicht gegeben sind und 

• „sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht 

Artikel 16 Abs.1 der Richtlinie 92/ 43/ EWG weitergehende Anforderungen enthält. Artikel 

16 Abs.3 der Richtlinie 92/ 43/ EWG und Artikel 9 Abs.2 der Richtlinie 2009/ 147/ EG sind 

zu beachten.“ 
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2 Begriffsbestimmungen und methodisches Vorgehen 

2.1 Begriffsbestimmungen 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten (= Lebensstätten) 

Eine allgemeingültige Definition der Begriffe Fortpflanzungs- und Ruhestätten (breeding and 

resting places) ist laut Guidance Document der EU (EUROPÄISCHE KOMMISSION 20071)) nicht mög-

lich, da z. B. in Anhang IV der FFH-RL Artengruppen mit sehr unterschiedlichen Lebenszyklen und 

-strategien zusammengefasst sind. Eine genaue Definition ist daher für die jeweilige Art zu treffen. 

Gemäß Guidance Document der EU (EUROPÄISCHE KOMMISSION 2007) dienen Fortpflanzungsstät-

ten v. a. der Balz / Werbung, der Paarung, dem Nestbau, der Eiablage sowie der Geburt bzw. (bei 

ungeschlechtlicher Fortpflanzung) der Produktion von Nachkommenschaft sowie der Eientwicklung 

und -bebrütung. Regelmäßig genutzte Fortpflanzungsstätten sind auch während der Abwesenheit 

der Tiere unter Schutz gestellt. 

Hinsichtlich der Vögel sind unter Fortpflanzungsstätten nicht nur aktuell genutzte, sondern auch 

regelmäßig benutzte Brutplätze inbegriffen, die außerhalb der Brutzeit unbesetzt sind. Unbesetzte 

Brutstätten sind aber nur dann geschützt, wenn Vögel nicht nur regelmäßig dorthin wiederkehren, 

sondern auch auf diese angewiesen sind (Urteil BVerWG 9 A 39/07 vom 18.03.2009, vgl. auch VV-

Artenschutz Anlage 1 S. 23). Dies trifft v. a. bei Spechten oder verschiedenen „Greifvögeln“ zu, 

aber auch (z. B.) bei Schwalben und anderen Zugvögeln. Analoges gilt für Fledermausquartiere 

(OVG Hamburg 2005: 2BS 19/05 15 E 2519/04; Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten, 

§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG). Die Beseitigung von Sommerquartieren von Fledermäusen stellt 

eine Beseitigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten dar, auch wenn diese den Tieren nicht 

ganzjährig als Schlaf- oder Ruheplatz dienen. Diese Definition erfährt eine Einschränkung, wenn 

z. B. ein Verbund von Höhlenbäumen als Quartiere für Fledermäuse vorhanden ist. Der Schutz 

einer Fortpflanzungsstätte endet, wenn sie ihre Funktion endgültig verloren hat. Dies trifft z. B. bei 

Vogelarten zu, die in jedem Jahr an anderer Stelle ein neues Nest bauen. 

Nach KIEL (2015) sind Fortpflanzungsstätten folgendermaßen abzugrenzen: 

Bei territorialen Arten mit kleinen Brutrevieren wird das gesamte Brutrevier als Lebensstätte be-

zeichnet (z. B. bei Grauammer, Steinkauz, Mittelspecht). Bei Arten mit großen Revieren werden 

essenzielle Nahrungshabitate mit in die Betrachtung einbezogen (z. B. Schwarzstorch). Bei Arten 

mit großen Revieren und unspezifischen Nahrungshabitaten, wird das Nest inklusive einer artspe-

zifischen Ruhezone als Lebensstätte definiert (z. B. Mäusebussard, Turmfalke). 

Ruhestätten umfassen gemäß Guidance Document der EU (EUROPÄISCHE KOMMISSION 2007) Orte, 

die für ruhende bzw. nicht aktive Einzeltiere oder Tiergruppen zwingend erforderlich sind. Sie kön-

nen auch Strukturen beinhalten, die von den Tieren selbst erschaffen wurden. Regelmäßig ge-

nutzte Ruhestätten sind auch während der Abwesenheit der Tiere unter Schutz gestellt. Sie dienen 

v. a. der Thermoregulation, der Rast, als Schlafplatz oder der Erholung, der Zuflucht sowie der 

Winterruhe bzw. dem Winterschlaf. Beispiele für Ruhestätten sind:  

• Winterquartiere von Fledermäusen,  

• Winterquartiere von Amphibien (Landhabitate, Gewässer),  

 
1 vgl. Ausführungen in “Guidance document on the strict protection of animal species of community interest under the 'Habitats' 

Directive 92/43/EEC” (Europäische Kommission 2007) 
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• Sonnplätze der Zauneidechse, oder  

• Schlafhöhlen von Spechten. 

Nahrungshabitate fallen in der Regel nicht in den Schutzbereich. Zu beurteilen ist jedoch letztend-

lich die funktionale Bedeutung eines Bereiches im Lebenszyklus einer Art. Die „Verwaltungsvor-

schrift zur Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinien 92/43/EWG 

(FFH-RL) und 2009/147/EG (V-RL) zum Artenschutz bei Planungs- oder Zulassungsverfahren (VV-

Artenschutz)“ (MKULNV 2016) setzt hierzu in der Anlage 1, Nr.5 folgendes fest: 

„[…] Nahrungs- und Jagdbereiche sowie Flugrouten und Wanderkorridore unterliegen als solche 

nicht dem Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG. Ausnahmsweise kann ihre Beschädigung auch 

tatbestandsmäßig sein, wenn dadurch die Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten vollstän-

dig entfällt (sogenannte „essenzielle Habitatelemente“). Das ist beispielsweise der Fall, wenn durch 

den Wegfall eines Nahrungshabitats eine erfolgreiche Reproduktion in der Fortpflanzungsstätte 

ausgeschlossen ist; eine bloße Verschlechterung der Nahrungssituation reicht nicht. Endsprechen-

des gilt, wenn eine Ruhestätte durch bauliche Maßnahmen auf Dauer verhindert wird. […]“. 

Handelt es sich also um ein wesentliches Teilhabitat innerhalb eines funktionalen Gefüges und ist 

ein Ausweichen nicht möglich, so sind diese den Begriffen „Fortpflanzungs- und Ruhestätten (=Le-

bensstätte)“ zuzuordnen. 

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten 

Gemäß Guidance Document der EU (EUROPÄISCHE KOMMISSION 2007) sollen die relevanten Arten 

in ihren besonders sensiblen Phasen des Lebenszyklus einen besonderen Schutz genießen. 

Die Periode der Fortpflanzung und Aufzucht umfasst v. a. die Zeiten von Balz, Paarung, Nestbau 

und Bebrütung, Eiablage und Jungenaufzucht.  

Die Überwinterungszeit umfasst die Phase der Inaktivität, der Winterruhe (bzw. Kältestarre) oder 

des Winterschlafs. 

Die Wanderungszeit umfasst die Phase, in der Tiere innerhalb ihres Lebenszyklus von einem Ha-

bitat in ein anderes wechseln, z. B. um der Kälte zu entfliehen oder um bessere Nahrungsbedin-

gungen vorzufinden. Tiergruppen mit besonders ausgeprägtem Wanderverhalten sind Amphibien, 

Zugvögel und Fledermäuse. 

Da die genannten Zeiträume den Lebenszyklus der Arten nahezu lückenlos abdecken, liegt für alle 

planungsrelevanten Arten ein ganzjähriges Störungsverbot vor (KIEL 2015). 

Lokale Population einer Art 

Unter dem Begriff der lokalen Population wird die Gesamtheit aller Individuen einer Art verstanden, 

die eine räumlich abgrenzbare Fortpflanzungs- oder Überdauerungsgemeinschaft bilden. 

Bei vielen Arten lässt sich eine Population anhand der geeigneten Lebensraumstrukturen bzw. 

Sozialstrukturen abgrenzen. Dies ist z. B. der Fall bei (KIEL 2015). 

• Wochenstuben oder Winterquartieren von Fledermäusen, 

• Lebensräumen des Feldhamsters, 

• Rastgebieten von z. B. Limikolen, Gänsen, Enten, 
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• Brutvorkommen in seltenen Lebensräumen (z. B. bei Blaukehlchen, Löffelente, Teichrohrsän-

ger), 

• der Fortpflanzungsgemeinschaft eines Moorfroschs in einem Kleingewässer(komplex), 

• dem Bestand des Großen Wiesenknopfes als Eiablageplatz des Dunklen Wiesenknopf-Amei-

senbläulings. 

Bei der Artengruppe der Vögel ist die Bestimmung der räumlichen Ausdehnung des Lebensraumes 

einer lokalen Population allerdings häufig sehr schwierig. Bei revierbildenden Arten mit großen 

Aktionsräumen und Arten mit flächiger Verbreitung eignen sich zur Abgrenzung der lokalen Popu-

lation eher administrative Einheiten wie Kreis- oder Gemeindegrenzen. So z. B. bei Schwarzstorch, 

Weißstorch, Mäusebussard, Turmfalke, Kiebitz, Rebhuhn, Teichhuhn, Schleiereule, Grauspecht, 

Grünspecht, Nachtigall, Schafstelze, etc. (KIEL 2015). 

Bei den Koloniebrütern sind Ansiedlungen in einer Größenordnung von mehr als fünf Brutpaaren 

(z. B. Uferschwalbe) als eine lokale Population anzusehen (KIEL 2015).  

2.2 Methodisches Vorgehen 

Als methodische Grundlage für die erforderliche Abarbeitung der speziellen artenschutzrechtlichen 

Regelungen für besonders und streng geschützten Arten dient neben der „Verwaltungsvorschrift 

zur Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinien 92/43/EWG (FFH-RL) 

und 2009/147/EG (V-RL) zum Artenschutz bei Planungs- oder Zulassungsverfahren (VV-Arten-

schutz, Runderlass des MINISTERIUMS FÜR KLIMASCHUTZ, UMWELT, LANDWIRTSCHAFT, NATUR- UND 

VERBRAUCHERSCHUTZ mit Änderungsstand vom 06.06.2016)“ auch der Leitfaden „Geschützte Arten 

in Nordrhein-Westfalen – Vorkommen, Erhaltungszustand, Gefährdungen, Maßnahmen“ (KIEL 

2015). 

Das LANDESAMT FÜR NATUR, UMWELT UND VERBRAUCHERSCHUTZ DES LANDES NORDRHEIN-WESTFA-

LEN (LANUV) hat für NRW eine Liste der sogenannten planungsrelevanten Arten erstellt, die im 

Rahmen der Prüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände zu berücksichtigen sind. 

Diese Liste umfasst die streng geschützten Arten i. S. v. § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG und eine 

Auswahl europäischer Vogelarten. Im Einzelnen handelt es sich um 

• alle Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie,  

• alle Arten des Anhangs A der EG-Artenschutzverordnung (EG Nr. 338/97), 

• alle Arten des Anhangs I und wandernde Vogelarten nach Art. 4 Abs. 2 der EU-Vogelschutzricht-

linie, die in NRW regelmäßig auftreten und für die Schutzmaßnahmen erforderlich sind,  

• Vogelarten der Roten Listen Deutschlands und Nordrhein-Westfalens (ohne Arten der Vorwarn-

liste) sowie  

• Koloniebrüter. 

Nach Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie stehen alle heimischen wildlebenden Vogelarten in Eu-

ropa unter Schutz. Vogelarten, die nicht zur Gruppe der planungsrelevanten Arten in NRW gehö-

ren, besitzen eine hohe Anpassungsfähigkeit, keine besonderen autoökologischen Ansprüche und 

keine besonderen Empfindlichkeiten. Diese Arten werden in Habitatgilden zusammengefasst und 

die Gilden hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Belange betrachtet.  

Arten, die nicht im Anhang IV der FFH-Richtlinie gelistet und keine europäischen Vogelarten sind, 

werden gemäß § 44 Abs. 5 (S. 5) BNatSchG nicht betrachtet. Hier ist davon auszugehen, dass 
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diese Arten im Rahmen der Eingriffsregelung ausreichend betrachtet werden, sodass die Erforder-

nisse des Artenschutzes ebenfalls berücksichtigt sind.  

Entsprechend der o. g. VV-Artenschutz (MKULNV 2010) und der gemeinsamen Handlungsemp-

fehlung (MWEBWV & MKULNV 2010) lässt sich eine Artenschutzprüfung in drei Stufen unterteilen: 

Stufe I:  Vorprüfung 

Stufe II  Vertiefende Prüfung von Verbotstatbeständen („Art-für-Art“)  

Stufe III Ausnahmeprüfung 

Im Rahmen der Artenschutzvorprüfung (Stufe I) wird auf Grundlage der möglichen vorhabenbe-

dingten Betroffenheiten planungsrelevanter Arten eine überschlägige Einschätzung ob und bei wel-

chen Arten artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgelöst wer-

den können. Für Vögel lassen sich Betroffenheiten und somit die Erfüllung der Verbotstatbestände 

in der Artenschutzvorprüfung Stufe I nicht sicher ausschließen, sodass faunistische Kartierungen 

zur Erfassung des Arteninventars, als Basis für die vertiefende Artenschutzprüfung (Stufe II), not-

wendig werden.  

Bei der vorliegenden Artenschutzprüfung der Stufe II werden für die im Untersuchungsraum vor-

kommenden Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und für die vorkommenden europäischen 

Vogelarten die Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG überprüft. Dabei wird für den Ver-

botstatbestand der Verletzung und/ oder Tötung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) ein individuenbe-

zogener, für den Verbotstatbestand der Störung (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) ein populationsbe-

zogener und für den Verbotstatbestand der Zerstörung (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) ein funkti-

onsbezogener Ansatz gewählt. Diese Prüfung erfolgt gemäß BNatSchG „Art für Art“ bzw. für die 

(einzelnen) Habitatgilden. Der § 44 Abs. 5 BNatSchG findet entsprechende Anwendung.  

2.2.1 Interpretation der Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. 

Abs. 5 BNatSchG 

Fangen, Verletzen, Töten von Tieren oder ihren Entwicklungsformen 

(§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 

Direkte Verletzungen oder Tötungen von Tieren oder deren Entwicklungsformen, die mit der Be-

schädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten verbunden sind, können u. a. 

bei der Baufeldräumung oder der Einrichtung von Baustellenflächen auftreten, z. B. wenn Winter-

quartiere von Amphibien und Reptilien, Vogelnester oder Vogelgelege zerstört werden.  

Gemäß § 44 Abs. 5 (S. 2) Nr. 1 BNatSchG fallen unvermeidbare Tötungen von Tieren (z. B. durch 

Kollisionen mit Kraftfahrzeugen), sofern es zu keiner signifikanten Erhöhung des Tötungs- und 

Verletzungsrisikos kommt, nicht unter den Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 BNatSchG. Aller-

dings ist, soweit möglich, das vorhabenbedingte Risiko betriebsbedingter Verluste durch geeignete 

Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen zu reduzieren (KIEL 2015). Des Weiteren ist das 

Verbot des Fanges und Nachstellens nicht erfüllt, wenn es zum Schutz der Tiere erfolgt 

(§ 44 Abs. 5 (S.2) Nr. 2 BNatSchG).  

Erhebliche Störung wild lebender Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen 

Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wande-

rungszeiten (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
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Eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich dadurch der Erhaltungszustand der lokalen Population 

einer Art verschlechtert, d. h. das Verbot beinhaltet eine „Erheblichkeitsschwelle“.  

Gemäß Guidance Document der EU (EUROPÄISCHE KOMMISSION 2007) sind relevante (tatbestands-

mäßige) Störungen insbesondere dann zu konstatieren, wenn 

• eine bestimmte Störintensität, -dauer und -frequenz gegeben ist, 

• die Überlebenschancen einer Population gemindert werden oder 

• der Brut- bzw. Reproduktionserfolg gemindert wird. 

Punktuelle Störungen ohne negativen Einfluss auf die Population einer Art (z. B. kurzfristige bau-

bedingte Störungen außerhalb der Brutzeit) fallen hingegen nicht unter den Verbotstatbestand. 

Gemäß der Bund/ Länderarbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschaftspflege und Erholung 

(LANA) können Handlungen, die diese Vertreibungseffekte entfalten und Fluchtreaktionen auslö-

sen, von dem Verbot erfasst sein, „wenn sie zu einer entsprechenden Beunruhigung der [...] Arten 

[...] führen“. 

Unter Störung wird in der Artenschutzprüfung im Hinblick auf die europäischen Richtlinien auch die 

Beunruhigung von Individuen durch indirekte Wirkfaktoren wie beispielsweise Lärmeinwirkungen, 

Licht, andere visuelle Effekte (z. B. Silhouettenwirkung), Zerschneidungswirkung sowie Erschütte-

rungen verstanden. Zu den „ähnlichen Handlungen", durch die z. B. europäische Vogelarten an 

ihren Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten gestört werden, gehören somit auch bau- oder be-

triebsbedingte Störungen (BVerwG, Urtl. v. 12.03.2008 – 9 A 3.06 – Rn. 227). 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zum Störungsverbot 

Am 04.03.2021 hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) mehrere Fragen zu Reichweite und Um-

fang der artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote beantwortet (Rechtssache C-473/79 und C-

474/19). Der EuGH stellt u.a. klar, dass der Störungstatbestand des Art. 12 Abs. 1 Buchst. b FFH-

RL / Art. 5 Buchst. d VS-RL nicht ausschließlich solche Störungen zu reduzieren ist, die sich negativ 

auf den Erhaltungszustand einer Art auswirken. Vielmehr können auch weniger intensive Störun-

gen, die eben nicht das Risiko bergen den Erhaltungszustand der Art zu beeinträchtigen, sondern 

nur einzelne Individuen, im Einzelfall den Störungstatbestand erfüllen.  

Nun nimmt die Umsetzung des Störungsverbotes ins nationale Recht allerdings genau eine solche 

auf den Erhaltungszustand bezogene Relativierung vor. Schließlich tritt der Störungstatbestand 

gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (s.o.) nur dann ein, „wenn sich durch die Störung der Erhal-

tungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert“. Ob das Urteil des EuGH’s der Praxis 

des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG entgegenstehen kann, wird aktuell fachlich und juristisch kontro-

vers diskutiert.  

Um diese potenziellen Angriffspunkten vorsorglich auszuhebeln, wird in der vorliegenden 

Artenschutzprüfung bei Arten, bei denen mit Blick auf die Wirkfaktoren des Vorhabens eine 

besondere Störempfindlichkeit besteht, neben der populationsbezogenen Prüfung nach na-

tionalem Recht auch eine individuenbezogene Beurteilung des Störungsverbotes vorge-

nommen. Zur Ermittlung diese Risikos wird der Signifikanzansatz, der durch die deutsche Recht-

sprechung beim Tötungs- und Verletzungsrisiko manifestiert und in 2017 in geltendes Recht über-

führt wurde, ebenso auf das Störungsverbot übertragen und erst die signifikante Erhöhung des 
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vorhandenen sozialadäquaten Risikos „gestört zu werden“, als erfüllter Störungstatbestand beur-

teilt. Die Berücksichtigung möglicher individuenbezogener Störungen erfolgt im Rahmen der ein-

zelart- bzw. gildenbezogenen Prüfung (siehe Kap. 4.4.2.1 und Kap. 6.1.1).  

Entnehmen, Beschädigen, Zerstören von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 

(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 

Von einer Beschädigung oder Zerstörung einer Lebensstätte wird nicht nur dann ausgegangen, 

wenn sie direkt beansprucht wird, sondern auch, wenn durch andere vorhabenbedingte Einflüsse, 

wie z. B. Lärmimmissionen, ihre Funktion in einer Weise beeinträchtigt wird, dass sie von den In-

dividuen (bzw. bei Arten mit sehr großen Revieren von dem jeweiligen Individuum) der betroffenen 

Art nicht mehr dauerhaft besiedelbar ist.  

Eine besondere Bedeutung kommt Habitatbereichen zu, die eine Schlüsselstellung einnehmen 

(Schlüsselhabitate). Solche Bereiche spielen im Lebenszyklus eine besonders wichtige Rolle und 

sind in der Regel nicht ersetzbar. Beispielsweise benötigen Spechte neben den Bruthöhlen auch 

weitere Höhlen, die z. B. als Schlafhöhlen (Ruhestätten) oder für die Balz genutzt werden. Ent-

scheidend ist letztendlich, ob die Funktionalität der Lebensstätte im räumlichen Zusammenhang 

trotz des Eingriffs gewahrt bleibt, z. B. durch die Möglichkeit des „Ausweichens“. 

Ferner fallen die Aufgabe von Brutplätzen infolge von Störwirkungen sowie der Wegfall essenzieller 

Nahrungshabitate in NRW ebenfalls unter das Verbot der Zerstörung nach Nr. 3 (vgl. Anlage 1, Nr. 

4 und Nr. 5 VV-Artenschutz). 

Ein Verstoß gegen das Verbot liegt gem. § 44 Abs. 5 (S. 2) Nr. 3 BNatSchG nicht vor, wenn die 

ökologische Funktion der vom Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestät-

ten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

Entnehmen, Beschädigen, Zerstören wild lebender Pflanzen, ihrer Entwicklungsformen 

oder ihrer Standorte (§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG) 

Eine Beschädigung von Standorten wild lebender Pflanzenarten führt bereits zu einem Verstoß 

gegen den Verbotstatbestand der Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung wild lebender Pflan-

zen (§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG). Somit wird nicht nur von einer Beschädigung oder Zerstörung 

des Standortes ausgegangen, wenn dieser in Anspruch genommen wird, sondern auch wenn die-

ser als Standort für die betroffenen nach Anhang IV FFH-Richtlinien geschützten wild lebenden 

Pflanzenarten unbrauchbar gemacht wird.  

Ein Verstoß gegen das Verbot liegt gemäß  § 44 Abs. 5 (S. 2) Nr. 2 und 3 BNatSchG nicht vor, 

wenn die Entnahme wild lebender Pflanzen oder ihrer Entwicklungsform im Rahmen einer erfor-

derlichen Maßnahme zu ihrem Schutz erfolgt und die ökologische Funktion der vom Eingriff oder 

Vorhaben betroffenen Standorte im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird.  

2.2.2 Einbeziehung von Maßnahmen 

Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung 

Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von Beeinträchtigungen (mitigation measures1) 

setzen am Projekt an. Sie führen dazu, dass Projektwirkungen entweder vollständig unterbleiben 

 
1 vgl. Ausführungen in “Guidance document on the strict protection of animal species of community interest under the 'Habitats' 
Directive 92/43/EEC” (Europäische Kommission 2007) 
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oder soweit abgemildert werden, dass keine erhebliche Einwirkung auf geschützte Arten erfolgt 

(z. B. Einengung des Baustreifens, bauzeitliche Schutzmaßnahmen). 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen dienen z. B. durch Schaffung funktionsfähiger Ersatzlebens-

räume vor Eingriffsbeginn dazu, Verbotstatbeständen abzuwenden. Es werden zwei Maßnahmen-

typen unterschieden: 

Maßnahmen zur Wahrung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen, 

continuous ecological functionality-measures) entsprechen den vorgezogenen Ausgleichsmaß-

nahmen gem. § 44 Abs. 5 (S. 3) BNatSchG und setzen unmittelbar am betroffenen Bestand der 

geschützten Arten an. Sie dienen dazu, die Funktion der konkret betroffenen Lebensstätte (Fort-

pflanzungs- und Ruhestätte) im räumlichen Zusammenhang zu erhalten. Dabei muss die ökolo-

gisch-funktionale Kontinuität gesichert sein. CEF-Maßnahmen haben einen Vermeidungscharakter 

und einen unmittelbaren räumlichen Bezug zum betroffenen Habitat, z. B. in Form einer Vergröße-

rung oder der Neuschaffung in direkter funktionaler Beziehung zu diesem. 

Maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustands der lokalen Population entsprechen überwie-

gend den Anforderungen an CEF-Maßnahmen, allerdings mit dem weiteren Bezugsraum einer lo-

kalen Population und dienen der Sicherung des Erhaltungszustands der lokalen Population im Hin-

blick auf das Störungsverbot gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG. 

Wenn möglich, sollten sich die Maßnahmen inhaltlich und räumlich an übergeordneten Arten-

schutzkonzepten orientieren. Eine Abstimmung mit den zuständigen Fach- und Naturschutzbehör-

den ist in jedem Fall zu empfehlen. 

Kompensatorische Maßnahmen (FCS-Maßnahmen) 

Kann eine verbotstatbeständliche Beeinträchtigung einer relevanten Art trotz der Durchführung von 

Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen oder vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen nicht 

ausgeschlossen werden, so kann das geplante Vorhaben nur mit einer Ausnahmegenehmigung 

zugelassen werden. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass sich der Erhaltungszustand der Population 

einer Art nicht verschlechtern darf bzw. bezogen auf die Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie, 

die Populationen der betroffen Arten in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnah-

meregelung ohne Beeinträchtigungen in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen müssen.  

Damit sich der Erhaltungszustand der Populationen der betroffenen Art nicht verschlechtert, bzw. 

ein günstiger Erhaltungszustand erhalten bleibt, werden in diesem Zusammenhang in der Regel 

populationsfördernde kompensatorische Maßnahmen (compensatory measures, FCS-Maßnah-

men, favourable conservation status) erforderlich. Art und Umfang der Maßnahmen ergeben sich 

aus der Schwere der Beeinträchtigung sowie aus den spezifischen Empfindlichkeiten und ökologi-

schen Erfordernissen der betroffenen Art bzw. ihrer Populationen. Hinsichtlich der zeitlichen Kom-

ponente ist zu beachten, dass keine Zeitlücke (time-lag) entsteht darf, in der eine irreversible Po-

pulationsschwächung (Engpass-Situation) erfolgt.  

2.2.3 Bewertung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 

Bei der Prüfung, ob Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG erfüllt sind, wird als 

Bezugsebene für die Beurteilung der Erheblichkeit von Störungen die lokale Population verwendet. 
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Eine gutachterliche Bewertung des Erhaltungszustands der lokalen Population wird vorgenommen, 

wenn eine erhebliche störungsbedingte Beeinträchtigung der lokalen Population nicht auszuschlie-

ßen ist oder wenn ein Ausnahmeverfahren gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG durchgeführt wird (KIEL 

2015). 

Die Bewertung erfolgt gutachterlich anhand folgender drei Kriterien: 

• Zustand der Population (Populationsdynamik und -struktur) 

• Vorhandene Habitatqualität (artspezifische Strukturen) 

• Gegebene Beeinträchtigungen 

Falls keine konkreten Zahlen zum Bestand im jeweiligen Bezugsraum vorliegen, sind plausible 

Schätzungen vorzunehmen (z. B. über die durchschnittliche Größe eines Mäusebussard-Reviers 

und den Waldanteil mit zur Brut nutzbaren Beständen sowie zur Nahrungssuche geeignete Offen-

landflächen, oder z. B. bei der Rauchschwalbe über die Anzahl vorhandener Bauernhöfe mit Vieh-

haltung und umgebenden, zur Jagd nutzbaren Grünländereien) (KIEL 2015). 

Die Einstufung des Erhaltungszustandes erfolgt nach einem dreistufigen Modell in die ordinalen 

Wertstufen 

• A - hervorragender Erhaltungszustand 

• B - guter Erhaltungszustand 

• C - mittlerer bis schlechter Erhaltungszustand 

Eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes einer lokalen Population ist insbesondere dann 

anzunehmen, wenn die Überlebenschancen, der Bruterfolg oder die Reproduktionsfähigkeit ver-

mindert werden, wobei dies artspezifisch für den jeweiligen Einzelfall untersucht und beurteilt wer-

den muss (KIEL 2015). 

2.2.4 Beurteilung der naturschutzfachlichen Voraussetzungen für eine Aus-

nahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG 

Artikel 16 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG besagt, dass eine Voraussetzung zur Abweichung von 

den Verboten des Art. 12 FFH-Richtlinie (hier entsprechend § 44 Abs. 1 und Abs. 5 BNatSchG) ist, 

„...dass die Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Aus-

nahmeregelung ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen“. 

Ist für die Vorhabenzulassung die Erteilung artenschutzrechtlicher Ausnahmen erforderlich, ver-

langt § 45 Abs. 7 BNatSchG demnach „[…]. Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn 

zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer 

Art nicht verschlechtert, soweit nicht Artikel 16 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG weitergehende 

Anforderungen enthält […]“. Die VV-Artenschutz verlangt als eine Ausnahmevoraussetzung […] – 

der Erhaltungszustand der Populationen einer Art verschlechtert sich nicht, bei FFH-Anhang IV-

Arten muss er günstig sein und bleiben […]“. Somit verweisen sowohl § 45 Abs. 7 BNatSchG als 

auch die VV-Artenschutz explizit auf die strengeren Ausnahmevoraussetzungen gemäß der FFH-

Richtlinie (92/43/EWG).  

Der Beitrag Nordrhein-Westfalens zum Bericht Deutschlands nach Artikel 11 und 17 der FFH-

Richtlinie (Berichtszeitraum: 2007 bis 2013) an die EU-Kommission beschreibt und bewertet das 

Vorkommen und den Erhaltungszustand der Lebensraumtypen und Arten „von gemeinschaftlichem 
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Interesse“ (Anhänge I, II, IV und V der FFH-Richtlinie) für die Teile der biogeographischen Regio-

nen die in Nordrhein-Westfalen liegen (kontinental, atlantisch). Des Weiteren liegen Angaben zum 

Erhaltungszustand planungsrelevanter Vogelarten in den biogeographischen Regionen Nordrhein-

Westfalens vor (Stand 2018). Die Informationen zum Erhaltungszustand der einzelnen Arten sind 

über das Fachinformationssystem „Geschützte Arten in NRW“ des LANUV abrufbar. Dabei steht: 

• S für „schlecht“ (Unfavourable – Bad = U2) 

• U für „unzureichend“ (Unfavourable – Inadequate = U1) 

• G für „günstig“ (Favourable = FV) 

Es ist darzulegen, dass die Gewährung einer Ausnahme für die Durchführung des Vorhabens zu 

keiner nachhaltigen Verschlechterung eines günstigen Erhaltungszustandes in der betreffenden 

biogeographischen Region führt bzw. dass sich weder ein bereits ungünstiger Erhaltungszustand 

im Endergebnis jedenfalls weiter verschlechtern noch die Wiederherstellung eines günstigen Er-

haltungszustands verhindert wird. 

Je weniger günstig sich Erhaltungszustand und Entwicklungstrend einer Population bzw. Art dar-

stellen, desto schwieriger können im Falle einer Betroffenheit die naturschutzfachlichen Voraus-

setzungen für eine Ausnahme von den Verboten des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG erfüllt 

werden. In solchen Fällen sind besonders hohe Anforderungen an die durchzuführenden kompen-

satorischen Maßnahmen zu stellen, insbesondere hinsichtlich einer schnellen Wirksamkeit. 

Bei Vorliegen eines schlechten oder unzureichenden Erhaltungszustandes ist außerdem zu ermit-

teln, ob spezifisch auf die jeweilige Art zugeschnittene, fachliche Artenschutzkonzepte in einem 

übergeordneten Rahmen bestehen und es ist darzulegen, dass diese durch das Vorhaben nicht 

behindert werden. 

In besonderen Fällen kann auch bei einem ungünstigen Erhaltungszustand einer Art ausnahms-

weise eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden. 
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3 Beschreibung des Vorhabens und potenzielle Wirkfaktoren 

3.1 Beschreibung des Vorhabens 

Südlich des Flughafens Münster-Osnabrück ist die Erweiterung des bestehenden AirportPark FMO 

vorgesehen. Im Rahmen der ersten Ausbaustufe zum II. Realisierungsabschnitt soll ein Bebau-

ungsplan aufgestellt werden. Dieser soll die Ansiedlung neuer Büro-, Geschäfts- und Verwaltungs-

gebäude für Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen sowie weitere, nicht wesentlich störende 

gewerblich-logistische Nutzungen planungsrechtlich sichern.  

3.2 Wirkfaktoren des Vorhabens 

Grundlage für die Ermittlung und Beschreibung der umweltrelevanten Projektwirkungen bildet die 

technische Planung, die das geplante Vorhaben darstellt und beschreibt. Aufbauend auf der Vor-

habenbeschreibung und der technischen Planung werden nachfolgend die potenziellen umweltre-

levanten Wirkfaktoren nach Art, Umfang und Dauer ihres Auftretens beschrieben. Es wird unter-

schieden zwischen bau-, anlagen- und betriebsbedingten Wirkfaktoren. 

Baubedingte Wirkfaktoren 

Baubedingte Wirkfaktoren sind mit Bau der geplanten Anlagen verbunden und nur von temporärer 

Dauer. Im Einzelnen sind folgende baubedingte Wirkfaktoren relevant: 

• Baufeldfreimachung/ Beseitigung vorhandener Strukturen  

• Störreize (Schall, Licht, Bewegung, Silhouetten, Vertikalkulissen)  

• Emissionen (Schallemissionen, Luftschadstoffemissionen, Lichtemissionen, Erschütterungs-

emissionen) 

• Fahrzeugbewegungen 

• Mechanische Flächenbeanspruchung im Rahmen des Baubetriebs 

Anlagenbedingte Wirkfaktoren 

Anlagenbedingte Wirkfaktoren sind mit den zu errichtenden Anlagen direkt verbunden und bleiben 

dauerhaft bestehen. Im Einzelnen sind folgende anlagenbedingte Wirkfaktoren relevant: 

• Versiegelung, Überbauung 

• Neu errichtete Baukörper  

• Raumzerschneidung durch neu errichtete Barrieren  

Betriebsbedingte Wirkfaktoren 

Betriebsbedingte Wirkfaktoren werden durch den Betrieb von Anlagen verursacht und treten daher 

i. d. R. dauerhaft auf. Im Einzelnen sind folgende betriebsbedingte Wirkfaktoren relevant: 

• Störreize (Schall, Licht, Bewegung, Silouetten) 

• Emissionen (Schallemissionen, Luftschadstoffemissionen, Lichtemissionen, Erschütterungs-

emissionen, Stoff-Freisetzungen) 
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4 Ermittlung des zu berücksichtigenden Artenspektrums 

4.1 Beschreibung des Untersuchungsraumes mit seinen Lebensraum-/ Bio-

topstrukturen  

Der Untersuchungsraum, der deckungsgleich mit dem Plangebiet des Bebauungsplanes ist (siehe 

Abb. 2), befindet sich auf dem Stadtgebiet der Stadt Greven und umfasst ca. 15 ha.  

Nördlich des Untersuchungsraumes befindet sich der Flughafen Münster/Osnabrück. Direkt west-

lich angrenzend befindet sich ein Logistikzentrum inkl. Versickerungsbecken. Der Untersuchungs-

raum wird durch eine intensive ackerbauliche Nutzung geprägt. Die beiden Hoflagen wurden be-

reits aufgegeben und die Gebäude sind bereits abgerissen. Lediglich die ehemals hofnahen Obst-

bäume sind noch vorhanden.  

Der Untersuchungsraum wird durch landwirtschaftliche Nutzung dominiert. Die offenen Acker- und 

Grünlandflächen stellen potenzielle Brutstandorte für offenlandbewohnende Vogelarten dar. Das 

Hermes-Logistikzentrum sowie die vorhandenen Straßen stellen Störquellen dar, die ein Vorkom-

men von lärmempfindlichen Arten sowie von Arten, die empfindlich auf optische Störungen reagie-

ren, unwahrscheinlich macht. Außerdem können die Freiflächen als Nahrungs- und Jagdhabitat für 

Groß- und Greifvögel sowie für die vorkommenden Brutvogelarten als Bruthabitat genutzt werden.  

Im Norden des Untersuchungsraumes, sowie am Ost- und Südrand des Logistikzentrums befinden 

sich Grabenstrukturen. Die teilweise neu angelegten Gewässerstrukturen wurden naturnah gestal-

tet und sind von jungen Gehölzaufwüchsen gesäumt. Die Gehölzaufwüchse stellen potenzielle 

Leitlinien für strukturgebundene Fledermausarten dar und können von verschiedenen Vogelarten 

als Sitzwarten genutzt werden. Die naturnahen Gewässerabschnitte besitzen ein Lebensraumpo-

tenzial für Amphibien.  

Abb. 2 Untersuchungsraum mit Darstellung der ehemaligen Hofstellen (Quelle: tim-online 2.0) 
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An den ehemaligen Hofstellen und deren Gartenstrukturen sind heterogene Gehölzbestände zu 

finden. Hier wachsen u. a. Obstgehölze und Einzelbäume höheren Alters. Diese stellen potenzielle 

Brutstandorte für höhlenbrütende Vogelarten dar und können potenzielle Quartiere (Tagesquartier) 

für Fledermäuse sein. Entlang der Straßen und Grundstücksgrenzen stehen abschnittsweise Na-

delgehölze sowie Birken und Hybridpappeln, die teilweise als Sichtschutz gepflanzt wurden. Sie 

können als Leitlinien von strukturgebundenen Fledermausarten genutzt werden und potenzielle 

Brutstandorte für gehölzbrütende Vogelarten sein.  

Die ehemaligen Hofstellen sind nicht mehr bewohnt, die Gebäude wurden bereits abgerissen, so-

dass kein Lebensraumpotenzial für gebäudebewohnende Fledermaus- oder Vogelarten mehr be-

steht.  

 

Abb. 3 Obstbaum an Hofstelle 

 

Abb. 4 ehemalige Gartenparzelle mit Sicht-
schutzpflanzungen 

 

Abb. 5 Ackerflächen im Untersuchungsraum 

 

Abb. 6 naturnah gestalteter Gewässerabschnitt  

 

4.2 Ergebnisse der Artenschutzvorprüfung (Stufe I)  

In der Artenschutzvorprüfung wurde geprüft, ob und bei welchen Arten ein Erfüllen der Verbotstat-

bestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG nicht ausgeschlossen werden kann.  

Entsprechend den Vorgaben der VV-Artenschutz wurden als Datengrundlagen die Informationen 

der Fachinformationssystem des LANUV genutzt. Hierzu zählt das Fachinformationssystem 
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„Geschützte Arten“, das Auskunft über potenzielle Artvorkommen auf Messtischblattebene (MTB) 

gibt. Außerdem wurden Angaben zu Fundorten des Fundortkataster für Tiere und Pflanzen (@LIN-

FOS) ausgewertet. Des Weiteren wurden Stellen des amtlichen und ehrenamtlichen Naturschutzes 

bezüglich bekannter Vorkommen im Planungsraum angefragt. 

Im Rahmen der Genehmigung des Abbruchs der Hofstellen (RURALE 2018 A,B) im Untersuchungs-

raum wurde ein Vorkommen von Gartenrotschwanz und Schleiereule sowie die Zwergfledermaus 

als planungsrelevante Arten nachgewiesen. Für diese Arten wurden ebenfalls vorgezogene Aus-

gleichsmaßnahmen festgelegt (RURALE 2018 A,B).  

Der Untersuchungsraum ist bereits durch das angrenzende Hermes-Logistikzentrum sowie die An-

fahrtsstraßen anthropogen vorbelastet. Neue betriebsbedingte Störwirkungen (Lärm, Licht, Er-

schütterungen) ähneln den vorhandenen Störwirkungen, sodass eine erhebliche Störung mit Aus-

wirkungen auf die lokale Population (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG) für Fledermäuse 

und Vögel ausgeschlossen werden kann.  

Vorhandene Niststandorte des Gartenrotschwanzes wurden bereits vorgezogen ausgeglichen 

(RURALE 2018 A,B) im Rahmen der Abbrucharbeiten der Hofstellen. Vorkommen von offenlandbrü-

tenden Arten sind, aufgrund der Kulissenwirkung des Hermes-Logistikzentrums sowie der vorhan-

denen Anfahrtsstraßen und den wegbegleitenden Gehölzpflanzungen an den landwirtschaftlichen 

Wegen innerhalb des Untersuchungsraumes nicht anzunehmen2. Ein Verlust von Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG) ist auszuschließen.  

Im Rahmen der Baumaßnahmen ist eine baubedingte Tötung und Verletzung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 

i. V. m. Abs. 5 BNatSchG) von Vögeln in ihren Nestern unter Berücksichtigung der Bauzeitenre-

gelung auszuschließen.  

Für die Artengruppe der Fledermäuse kommt es zu keinem Erfüllen von Verbotstatbeständen. Für 

die Artengruppe der Vögel kann eine baubedingte Tötung und Verletzung von Brutvögel nur unter 

Berücksichtigung der Bauzeitenregelung vermieden werden; weitere Verbotstatbestände werden 

nicht erfüllt.  

4.3 Kartierungen 

Faunistische Kartierungen erfolgen für die Artengruppe der Vögel. Bestandserfassungen für wei-

tere Artengruppen sind unter Rücksprache mit der Unteren Naturschutzbehörde Kreis Steinfurt 

nicht notwendig.  

Vögel 

Die Erfassung der Avifauna erfolgte im Rahmen einer Revierkartierung nach den Methodenvorga-

ben von SÜDBECK et al. (2005).Der Untersuchungsraum wurde an sieben Terminen im Zeitraum 

von März bis Juni 2021 begangen (s. Tab. 1) und dabei die im Untersuchungsraum auftretenden 

Vögel sowohl akustisch als auch optisch erfasst.  

 
2 Inzwischen ist die wegbegleitende Gehölzpflanzung nicht mehr vorhanden.  
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Tab. 1: Erfassungstage Avifauna mit Witterungsbedingungen  

Begehung Datum  Witterung 

1. Abendbegehung 07.03.2021 Bewölkung: 8/8, Wind: 0-3 Bft, Temperatur: 4-5°C 

1. Tagbegehung 02.04.2021 Bewölkung 8/8, Wind: 0-3 Bft. Temperatur: 4-6 °C 

2. Tagbegehung 28.04.2021 Bewölkung: 1/8, Wind: 0-2 Bft, Temperatur: 1-6°C 

3. Tagebegehung 18.05.2021 Bewölkung: 2-7/8, Wind: 0-1 Bft, Temperatur: 8-10°C 

4. Tagebegehung 26.05.2021 Bewölkung: 6-7/8, Wind: 1-4 Bft, Temperatur: 7-9 °C 

5. Tagbegehung 14.06.2021 Bewölkung: 1/8, Wind: 0-1 Bft, Temperatur: 8-13°C 

2. Abendbegehung  17.06.2021 Bewölkung: 1-3/8, Wind: 0-3 Bft, Temperatur: 29-25°C 

 

4.4 Zu berücksichtigendes Artenspektrum 

4.4.1 Geschützte Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 

Nachweise von Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie, die in Nordrhein-Westfalen vor-

kommen können, liegen weder für den Untersuchungsraum noch für die angrenzenden Flächen 

vor. Auf Grundlage der Auswertung vorhandener Daten sowie der kartierten Biotopstrukturen im 

Untersuchungsraum sind entsprechend ihrer Habitatansprüche und ihrer Verbreitung Vorkommen 

auszuschließen. Eine Prüfung der vorhabenbedingten Betroffenheit kann dementsprechend ent-

fallen. 

4.4.2 Geschütze Tierarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie und europäi-

sche Brutvogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie 

4.4.2.1 Fledermäuse 

Die Artengruppe der Fledermäuse wurde bereits in der Artenschutzvorprüfung (Stufe I) (FROELICH 

& SPORBECK 2020) abgehandelt. Lediglich die ehemals vorhandenen Hofstellen boten Quartierpo-

tenzial für gebäudebewohnende Fledermäuse. Regelmäßig genutzte Fledermausquartiere konn-

ten jedoch nicht nachgewiesen werden (RURALE 2018 A,B). Die vorhandenen Gehölze, die im Rah-

men des Vorhabens gerodet werden müssen, bieten kein Quartierpotenzial, sodass die Verbots-

tatbestände gemäß §44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG nicht erfüllt werden. Im 

Rahmen der Erfassungen für den „Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 90.13 „Hermes“ (FRO-

ELICH & SPORBECK 2018) konnte eine Leitlinie entlang der bestehenden Gehölzstrukturen im südli-

chen Untersuchungsraum nachgewiesen werden. Durch die Umsetzung der planerischen Erweite-

rung des AirportPark FMO kann es zu einer Beeinträchtigung der Leitlinie durch Lichtimmissionen 

kommen, sodass der Verbotstatbestand der erheblichen Störung gemäß §44 Abs. 1 Nr. 2  

BNatSchG erfüllt. Die Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen bleibt zu prüfen.  

4.4.2.2 Vögel 

Im Rahmen der durchgeführten Kartierungen konnten 58 Vogelarten nachgewiesen werden (Tab. 

2). Dabei tritt der Großteil der nachgewiesenen Arten als Brutvögel im Untersuchungsraum und auf 

den angrenzenden Flächen auf, die übrigen Arten wurden als Nahrungsgäste, Gastvögel bzw. 

Überflieger registriert.  
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Tab. 2: Liste der nachgewiesenen Vogelarten im Untersuchungsraum  

Deutscher Name  Wissenschaftlicher Name  RL D RL NRW VSRL Status 

Amsel  Turdus merula * *  Bv 

Austernfischer Haematopus ostralegus * *  Dz 

Bachstelze Motacilla alba * V  Ng 

Blaumeise Cyanistes caeruleus * *  Bv 

Bluthänfling Carudelis cannabina 3 3  Bv 

Buchfink Fringilla coelebs * *  Bv 

Buntspecht Dendrocopos major * *  Bv 

Dohle Coloeus mondeula * *  Bv 

Eichelhäher Garrulus glandarius * *  Bv 

Feldsperling Passer montanus V 3  Dz 

Fitis Phylloscopus trochilus * V  Bv 

Gartenbaumläufer Certhia brachydactyla * *  Bv 

Gartengrasmücke Sylvia borin * *  Bv 

Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicurus * 2 Art. 4 (2) Bv 

Gimpel Pyrrhula pyrrhula * *  Bv 

Goldammer Emberiza citrinella * *  Bv 

Graugans Anser anser * *  Dz 

Graureiher Ardea cinerea * *  Ng 

Großer Brachvogel Numenius arquata 1 3 Art. 4 (2) Ng 

Grünfink Chloris chloris  * *  Bv 

Haubenmeise Lophophanes cristatus * *  Bv 

Heckenbraunelle Prunella modularis * *  Bv 

Hohltaube Columba oenas * *  Bv 

Jagdfasan Phasianus colchicus k.A. *  Bv 

Kernbeißer Coccothraustes coccothraustes * *  Dz 

Kiebitz Vanellus vanellus 2 2 Art. 4 (2) Bv 

Kleiber Sitta europaea * *  Bv 

Kleinspecht Dryobates minor 3 3  Bv 
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Deutscher Name  Wissenschaftlicher Name  RL D RL NRW VSRL Status 

Kohlmeise Parus major * *  Bv 

Kormoran  Phalacricirax carbo * *  Dz 

Kranich Grus grus * R Anh. I Gv 

Kuckuck Cuculus canorus 3 2  Dz 

Lachmöwe Larus ridibundus * *  Ng 

Mauersegler Apus apus * *  Dz 

Mäusebussard Bute buteo * *  Bv 

Misteldrossel Turdus viscivorus * *  Bv 

Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla * *  Bv 

Nilgans Alopcohen aegyptiaca k.A.   Ng 

Rabenkrähe Corvus corone * *  Bv 

Rauchschwalbe Hirundo rustica V 3  Ng 

Ringeltaube Columba palumbus * *  Bv 

Rotdrossel Turdus ilicus k.A.   Gv 

Rotkehlchen Erithacus rubecula * *  Bv 

Schwanzmeise Aegithalos caudatus * *  Bv 

Singdrossel Turdus philomelos * *  Bv 

Sperber Accipiter nisus * *  Dz 

Star Sturnus vulgaris 3 3  Bv 

Steinschmätzer Oenanthe oenanthe 1 1  Gv 

Stieglitz Carduelis carduelis * *  Ng 

Stockente Anas platyrhynchos * *  Ng 

Sturmmöwe Larus canus * R  Dz 

Sumpfmeise Poecile palustris * *  Bv 

Turmfalke Falco tinnunculus * V  Ng 

Waldohreule Asio otus * 3  Bv 

Waldschnepfe Scolopax rusticola V 3  Bv 

Wiesenschafstelze Motacilla flava * *  Bv 

Zaunkönig Troglodytes troglodytes * *  Bv 
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Deutscher Name  Wissenschaftlicher Name  RL D RL NRW VSRL Status 

Zilpzalp Phylloscopus collybita * *  Bv 

Legende: 
Fettdruck: in NRW planungsrelevante Art 
 
RL D Rote Liste der Brutvögel Deutschland (RYSLAVY et al. 2020) 
RL NRW Rote Liste Brutvogelarten Nordrhein-Westfalen (GRÜNBERG et al. 2016) 
Gefährdungsstatus: 1 = vom Aussterben bedroht  2 = stark gefährdet 
  3 = gefährdet   V = Arten der Vorwarnliste  
  R = durch extreme Seltenheit gefährdet  
  S = aktuelle Einstufung aufgrund von Schutzmaßnahmen  
  ** = mit Sicherheit ungefährdet * = ungefährdet 
  G = Gefährdung unbekannten Ausmaßes 
  - = nicht bewertet   k. A. = keine Angaben 
VSRL   Arten nach Anhang I oder Artikel 4 Abs. 2 der EU-Vogelschutzrichtlinie 
 
Status: Status im Untersuchungsgebiet:  
  Bv = Brutvogel im Gebiet   Dz = Durchzügler/ Überflieger    
  Ng = Nahrungsgast   Gv = Gastvogel / Rastvogel 

Artenschutzrechtliche Betroffenheit der Arten hinsichtlich der Wirkungen des Vorhabens 

Planungsrelevante Vogelarten 

Der Kranich und der Steinschmätzer konnten während der Zugzeit im Untersuchungsraum fest-

gestellt werden. Für beide Arten handelt es sich nicht um ein essenzielles Rastgebiet, dass regel-

mäßig von großen Zugvogeltrupps genutzt wird. Ein Erfüllen von Verbotstatbeständen ist für beide 

Arten auszuschließen.  

Die Arten Feldsperling, Kormoran, Kuckuck und Sperber konnten überfliegend im Untersu-

chungsraum festgestellt werden. Für diese Arten stellt der Untersuchungsraum keine Fortpflan-

zungs- und Ruhestätte dar. Da die Arten lediglich sporadisch das Untersuchungsgebiet queren, 

kommt es ebenfalls zu keinen erheblichen Störungen sowie zu Tötungen und Verletzungen, die 

das allgemeine Lebensrisiko übersteigen.  

Der Graureiher, der Große Brachvogel, die Lachmöwe, die Rauchschwalbe und der Turmfalke 

wurden als Nahrungsgäste im Untersuchungsraum festgestellt. Der Untersuchungsraum stellt für 

die genannten Arten kein essenzielles Nahrungshabitat dar. Erhebliche Störungen oder das Risiko 

einer Tötung und Verletzung das über das allgemeine Lebensrisiko hinaus geht, sind für die als 

Nahrungsgäste auftretenden Arten auszuschließen.  

Die Verbotstatbestand gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG werden für die Arten 

Kranich und Steinschmätzer sowie Feldsperling, Kormoran, Kuckuck und Sperber und 

Graureiher, Großer Brachvogel, Lachmöwe, Rauchschwalbe und Turmfalke nicht erfüllt. 

Die Arten Bluthänfling, Gartenrotschwanz, Kiebitz, Kleinspecht, Mäusebussard, Star, Wal-

dohreule und Waldschnepfe konnten als Brutvögel im Untersuchungsraum nachgewiesen wer-

den.  

Die Brutstandorte des Gartenrotschwanzes an beiden ehemaligen Hofstellen wurde bereits im 

Rahmen der Gutachten zum Abriss der Höfe festgestellt (RURALE 2018 A,B). Im Rahmen der Ge-

hölzrodungen und dem Abriss der Hofstellen kommt es zu einem Verlust von Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten. Durch die direkte Nähe zum Flughafen Münster/Osnabrück sowie das Hermes-Lo-

gistikzentrum und das bestehende Straßennetz ist der Untersuchungsraum bereits stark 
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anthropogen vorbelastet. Die vorkommenden Individuen sind bereits an die hierdurch hervorgeru-

fenen betriebsbedingten Störungen gewöhnt. Baubedingte Störungen sind zeitlich und lokal be-

grenzt, sodass eine Erheblichkeit nicht anzunehmen ist. Somit sind keine erheblichen Störungen 

(§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine signifikante 

Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) zu 

konstatieren. Der Verbotstatbestand der Störung ist demnach nicht erfüllt. Im Rahmen der Gehölz-

rodungen am Brutstandort kann es zu einer signifikanten Erhöhung des Tötungs- und Verletzungs-

risikos kommen. Die Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG werden 

erfüllt. Die Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und/ oder CEF-Maßnahmen bleibt 

zu prüfen.  

Je ein Brutstandort der Waldohreule und der Waldschnepfe konnten nordöstlich im Untersu-

chungsraum nachgewiesen werden. Beide Standorte befinden sich außerhalb des überplanten Be-

reiches des Bebauungsplans und gehen somit durch das Vorhaben nicht verloren. Die Reviere der 

beiden Arten erstrecken sich weiter in die nördlich und östlich gelegenen Waldgebiete. Die ökolo-

gische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten bleibt im räumlichen Zusammenhang also 

erhalten. Durch die direkte Nähe zum Flughafen Münster/Osnabrück sowie das Hermes-Logistik-

zentrum und das bestehende Straßennetz ist der Untersuchungsraum bereits stark anthropogen 

vorbelastet. Die vorkommenden Individuen sind bereits an die hierdurch hervorgerufenen betriebs-

bedingten Störungen gewöhnt. Zudem erstrecken sich die Reviere in störungsärmere Bereiche 

nördlich und östlich des Untersuchungsraumes. Baubedingte Störungen sind zeitlich und lokal be-

grenzt, sodass eine Erheblichkeit nicht anzunehmen ist. Somit sind keine erheblichen Störungen 

(§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine signifikante 

Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) zu 

konstatieren. Der Verbotstatbestand der Störung ist demnach nicht erfüllt. Auch eine signifikante 

Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos ist auf Grund der Entfernung nicht anzunehmen. 

Die Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG werden nicht erfüllt.  

Der Brutstandort des Bluthänflings befindet sich an einer ehemaligen Hofstelle im Norden des 

Untersuchungsraumes an den dort befindlichen Gehölzen. Im Rahmen der geplanten Bebauung 

wird der Brutplatz verloren gehen. Im Umfeld des geplanten Vorhabens (südlich des Untersu-

chungsraumes im Bereich des geplanten Grünstreifens und im Bereich des Hermes-Logistikzent-

rums) befinden sich in ausreichendem Umfang gleichartige Strukturen, die als Fortpflanzungs- und 

Ruhestätte geeignet sind. Ein Ausweichen in diese Bereiche ist für das Brutpaar möglich, da es 

keine Nachweise zu weiteren Brutvögel gibt, sodass die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- 

und Ruhestätte im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt. Durch die direkte Nähe zum Flug-

hafen Münster/Osnabrück sowie das Hermes-Logistikzentrum und das bestehende Straßennetz 

ist der Untersuchungsraum bereits stark anthropogen vorbelastet. Die vorkommenden Individuen 

sind bereits an die hierdurch hervorgerufenen betriebsbedingten Störungen gewöhnt. Baubedingte 

Störungen sind zeitlich und lokal begrenzt, sodass eine Erheblichkeit nicht anzunehmen ist. Somit 

sind keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale 

Population und keine signifikante Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechts-

sache C-473/19 und C-474/19) zu konstatieren. Der Verbotstatbestand der Störung ist demnach 

nicht erfüllt. Im Rahmen der Gehölzrodungen am Brutstandort kann es zu einer signifikanten Erhö-

hung des Tötungs- und Verletzungsrisikos kommen. Der Verbotstatbestand gemäß 

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG würde erfüllt. Die Einbeziehung von Vermei-

dungsmaßnahmen bleibt zu prüfen.  
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Im Untersuchungsraum wurden insgesamt drei Kiebitzbrutpaare nachgewiesen. Zwei dieser Brut-

paare wurden bereits im Rahmen des „Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 90.13 „Hermes“ 

(FROELICH & SPORBECK 2018) nachgewiesen. Für die beiden Brutpaare sind bereits CEF-Maßnah-

men in ebendiesem Bebauungsplan umgesetzt worden. Im Rahmen des geplanten Vorhabens sol-

len die Offenlandbereiche überbaut werden, sodass der Brutplatz des dritten Kiebitzbrutpaares als 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten verloren gehen. Ein Ausweichen in die umliegenden Bereiche ist 

nur bedingt möglich, da geeignete Offenlandbereiche nur geringfügig vorhanden sind. Im Rahmen 

der Baufeldfreimachung ist eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos mög-

lich. Durch die direkte Nähe zum Flughafen Münster/Osnabrück sowie das Hermes-Logistikzent-

rum und das bestehende Straßennetz, ist der Untersuchungsraum bereits stark anthropogen vor-

belastet. Die vorkommenden Individuen sind bereits an die hierdurch hervorgerufenen betriebsbe-

dingten Störungen gewöhnt. Baubedingte Störungen sind zeitlich und lokal begrenzt, sodass eine 

Erheblichkeit nicht anzunehmen ist. Somit sind keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 

BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine signifikante Erhöhung der Störung 

von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) zu konstatieren. Der Ver-

botstatbestand der Störung ist demnach nicht erfüllt. Der Verbotstatbestand gemäß 

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG würde erfüllt. Die Einbeziehung von Ver-

meidungsmaßnahmen und/ oder CEF-Maßnahmen bleibt zu prüfen. 

Der Kleinspecht und der Mäusebussard konnten mit jeweils einem Brutpaar (Brutverdacht) im 

südlichen Gehölzbestand nachgewiesen werden. Die Brutstandorte liegen damit außerhalb des 

Bebauungsplans und werden durch das Vorhaben nicht in Anspruch genommen. Durch die direkte 

Nähe zum Flughafen Münster/Osnabrück sowie das Hermes-Logistikzentrum und das bestehende 

Straßennetz, ist der Untersuchungsraum bereits stark anthropogen vorbelastet. Die vorkommen-

den Individuen sind bereits an die hierdurch hervorgerufenen betriebsbedingten Störungen ge-

wöhnt. Im direkten Bereich vor den Standorten, sieht der Bebauungsplan zudem einen Grünstrei-

fen mit geringem Gehölzaufwuchs (Sträucher) vor, die zusätzlich eine lärmmindernde Wirkung er-

zielen. Baubedingte Störungen sind zeitlich und lokal begrenzt, sodass eine Erheblichkeit nicht 

anzunehmen ist. Somit sind keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Aus-

wirkung auf die lokale Population und keine signifikante Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. 

Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) zu konstatieren. Der Verbotstatbestand der Stö-

rung ist demnach nicht erfüllt. Im Rahmen der Gehölzrodungen am Brutstandort kann es zu einer 

signifikanten Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos kommen. Der Verbotstatbestand 

gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 m. Abs. 5 BNatSchG würde erfüllt. Die Einbeziehung von Vermei-

dungsmaßnahmen bleibt zu prüfen. 

Der Star konnte mit insgesamt sechs Brutpaaren festgestellt werden. Hiervon befinden sich drei 

Reviere im Untersuchungsraum und drei Reviere im direkten Umfeld des Untersuchungsraumes. 

Im Rahmen des geplanten Vorhabens gehen die vorhandenen Brutstandorte innerhalb des Gel-

tungsbereichs des B-Plans verloren. Da bekannt ist, dass auch im Umfeld des Untersuchungsrau-

mes Brutreviere des Stars vorhanden sind (Nachweis erfolgte über die vorliegende Kartierung), ist 

davon auszugehen, dass alle Reviere bereits besetzt sind. Ein Ausweichen ist somit nicht möglich 

und die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätte geht im räumlichen Zusammen-

hang verloren. Im Rahmen der Baufeldfreimachung ist eine signifikante Erhöhung des Tötungs- 

und Verletzungsrisikos möglich. Durch die direkte Nähe zum Flughafen Münster/Osnabrück sowie 

das Hermes-Logistikzentrum und das bestehende Straßennetz ist der Untersuchungsraum bereits 

stark anthropogen vorbelastet. Die vorkommenden Individuen sind bereits an die hierdurch hervor-

gerufenen betriebsbedingten Störungen gewöhnt. Baubedingte Störungen sind zeitlich und lokal 
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begrenzt, sodass eine Erheblichkeit nicht anzunehmen ist. Somit sind keine erheblichen Störungen 

(§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine signifikante 

Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) zu 

konstatieren. Der Verbotstatbestand der Störung ist somit nicht erfüllt. Der Verbotstatbestand 

gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG würde erfüllt. Die Einbeziehung von 

Vermeidungsmaßnahmen und/ oder CEF-Maßnahmen bleibt zu prüfen. 

Nicht planungsrelevante Vogelarten 

Nicht planungsrelevante Vogelarten besitzen eine hohe Anpassungsfähigkeit, keine besonderen 

autoökologischen Ansprüche und keine besonderen Empfindlichkeiten. Da im Untersuchungsraum 

gleichartige Habitatstrukturen vorhanden sind (im weiteren Umfeld des Untersuchungsraumes, u.a. 

Hüttruper Heide, Ladberger Mühlenbach), die als Ausweichlebensräume genutzt werden können, 

ist davon auszugehen, dass es zu keinem Verlust der ökologischen Funktion im räumlichen Zu-

sammenhang von Fortpflanzungs- und Ruhestätten kommt. Durch die direkte Nähe zum Flughafen 

Münster/Osnabrück sowie das Hermes-Logistikzentrum und das bestehende Straßennetz, ist der 

Untersuchungsraum bereits stark anthropogen vorbelastet. Die vorkommenden Individuen sind be-

reits an die hierdurch verursachten Störungen gewöhnt. Somit sind keine erheblichen Störungen 

(§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine signifikante 

Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) zu 

konstatieren. Der Verbotstatbestand der Störung ist demnach nicht erfüllt. Die Verbotstatbe-

stände gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG werden nicht erfüllt.  

Im Rahmen der Baufeldfreimachung kann es zu einer Entnahme bzw. Rückschnitt von Gehölzen 

sowie dem Abschieben des Oberbodens kommen. Dies kann zu einer Tötung/ Verletzung von In-

dividuen in ihren Nestern und Gelegen führen, sodass eine baubedingte signifikante Erhöhung des 

Tötungs- und Verletzungsrisikos nicht ausgeschlossen werden kann. Der Verbotstatbestand ge-

mäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG können erfüllt werden. Die Einbeziehung von 

Vermeidungsmaßnahmen bleibt zu prüfen.  
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5 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung, vorgezogene Aus-

gleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) und kompensatorische Maßnah-

men (FCS-Maßnahmen) 

Die Überprüfung der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG erfolgt unter 

Berücksichtigung der im Folgenden beschriebenen Maßnahmen zur Vermeidung und Verminde-

rung der Gefährdung von Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinien bzw. europäischen Vogelar-

ten.  

Die Maßnahmen werden mit dem Kürzel VAR versehen, um zu verdeutlichen, dass es sich um 

Maßnahmen, die aus dem Artenschutz resultieren, handelt. Die Maßnahmen werden art- bzw. art-

guppenbezogen entwickelt, beschrieben und zur besseren Übersicht durchnummeriert.  

Außerdem erfolgt eine Beschreibung von vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnah-

men) die dazu dienen, die Funktion der konkret betroffenen Lebensstätten (im räumlichen Zusam-

menhang) zu erhalten.  

5.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung 

Fledermäuse 

Um eine erhebliche Störung einzelner Individuen zu vermeiden, werden folgende Maßnahmen 

notwendig (VAR1):  

VAR1 Schaffung eines Dunkelkorridors 

Die Leitlinie entlang der Gehölzstruktur stellt eine bedeutsame, aber nicht essenzielle Flugstraße 

für die Zwergfledermaus dar. Auch Breitflügelfledermaus und Rauhautfledermaus nutzen die Flug-

straße. Die Flugstraße soll erhalten bleiben, dazu wird zwischen dem geplanten Grünstreifen und 

den Baugebietsgrenzen ein Dunkelkorridor geschaffen, der von den Fledermausarten weiterhin 

genutzt werden kann.  

Zwar werden die Verbotstatbestände der „Störung“ und „Zerstörung“ durch das Vorhaben nicht 

erfüllt, dennoch wird empfohlen, die Gestaltung des Grünstreifens auf die autökologischen Ansprü-

che der vorkommenden Fledermausarten auszurichten.  

Die Empfehlung umfasst:   

• Leuchtkörper unverzichtbarer Lichtquellen und ihre Reflektoren auf den Bauflächen und 

Gewerbegrundstücken sollten so eingestellt werden, dass der Lichtkegel nicht auf den Dun-

kelkorridor und die dahinterliegende Grünfläche ausgerichtet ist.  

• Entlang des gesamten Korridors sollte ein mind. 15 m breiter Streifen von hochwachsenden 

Gehölzen freigehalten werden, sodass die Durchgängigkeit der Flugstraße gegeben ist 

(BMVBS, 2011).  

• Die Beleuchtungsstärke innerhalb des Gewerbegebietes sollte auf ein notwendiges Maß 

begrenzt werden, d.h. insbesondere auf eine Schmuckbeleuchtung (Beleuchtungen zu De-

korations- und Reklamezwecken) zu verzichten und innerhalb der Normen zur Verkehrs- 

und Fußgängersicherheit im öffentlichen Raum nur die notwendige Beleuchtungsstärke zu 

wählen. 
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Vögel 

Um eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos sowie eine erhebliche 

Störung einzelner Individuen zu vermeiden, werden folgende Maßnahmen zum Schutz von eu-

ropäischen Vogelarten notwendig (VAR2):  

VAR2 Bauzeitenregelung für Vögel 

Um baubedingte Verluste von Nestern, Eiern und Jungvögeln zu vermeiden, erfolgt die Baufeld-

freimachung und Beseitigung von Gehölzen ausschließlich außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten 

mitteleuropäischer Brutvogelarten (März bis September). Gehölze und Strukturen, die als Brut-

standorte geeignet sind, dürfen demnach nur in der Zeit von Oktober (01.10) bis Februar (28.02.) 

entfernt werden (siehe auch § 39 Abs. 5 BNatSchG). Sofern der Baubetrieb nicht direkt im An-

schluss an die Baufeldfreimachung beginnt, sind entsprechende Vergrämungsmaßnahmen (z. B. 

Flatterband) anzuwenden, um ein Wiederansiedeln von Brutvögeln zu vermeiden. Die Vergrä-

mungsmaßnahmen müssen bis zum 01.März errichtet werden und sind über den gesamten Brut-

zeitraum, in dem keine Baumaßnahmen stattfinden durchzuführen. Nach Ende der Brutzeit (Kie-

bitz: Brutende im August, Wiesenschafsstelze: Brutende im Juli) kann die Baufeldfreimachung (u.a. 

Abschieben des Oberbodens) beginnen. 

Tab. 3: Übersicht Bauzeitenregelung  

 Jan. Feb. März April Mai  Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Gehölzentfernung 
            

Baufeld-  

freimachung 

            

 Eingriffe nicht möglich  

 Eingriff möglich 

 

5.2 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) 

Um einen Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu vermeiden, werden vorgezogenen Aus-

gleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) für Kiebitz, Star und Gartenrotschwanz notwendig.  

ACEF1 Entwicklung und Pflege von Habitaten im Acker oder Grünland 

Kiebitze brüten seit mehreren Jahrzehnten regelmäßig auf Äckern. Insbesondere durch Verände-

rungen im Anbauverhalten sowie einem hohen maschinellen Bearbeitungsdruck auf den Flächen 

kommt es zu Verlust von Brutflächen. Zudem ist für die Individuen auf ausgedehnte, strukturarme, 

intensiv genutzte Ackerflächen wenig Nahrung zu finden (HEGEMANN et al. 2008). 

Die Maßnahmenfläche sollte einen ausreichenden Abstand zu Gefahr- und Störquellen besitzen. 

Ein Abstand von mindestens 100 m zu hohen und geschlossenen Vertikalkulissen (u.a. geschlos-

sene und dichte Baumreihen, Wälder, Siedlungen) und Stromleitungen sollte eingehalten werden. 

Insgesamt sollte die Fläche einen Umfang von 1,5 ha besitzen, da für den Kiebitz von einer Re-

viergröße pro Brutpaar von ca. 1,5 ha ausgegangen wird (MKULNV 2013). Die Maßnahmenfläche 
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sollte möglichst an eine bestehende Kolonie angrenzen oder in geringer Entfernung zu besetzten 

Habitaten (max. 500 – 1.000 m) liegen.  

Zum Schutz von brütenden Kiebitzen sind folgende Maßnahmenkombinationen auf Äckern einzu-

halten:  

• Bearbeitungsfreie Schonzeit bei Mais-, Hackfrucht- und Gemüseanbau: es erfolgt mindes-

tens eine einmalige Bodenbearbeitung in der Zeit vom 1. Januar bis 21. März. In der Zeit vom 

22. März bis zum 5. Mai wird auf eine Bodenbearbeitung verzichtet. Sofern witterungsbedingt 

eine Bodenbearbeitung im erstgenannten Zeitraum nicht möglich ist, ist diese bis zum 19. März 

anzuzeigen und mit der Bewilligungsstelle eine andere Frist zu vereinbaren (Bodenbearbeitung 

bis 31. März möglich, Verzicht zwischen 1. April und 15. Mai) (MKULNV 2013). 

• Schaffung von Nahrungs- und Brutflächen: Es wird ein 6-12m breiter Grasstreifen mit Horst-

Rotschwingel (Herbstsaat) innerhalb eines Mais-, Hackfrucht- bzw. Gemüseackers eingesät. 

Eine Randlage ist hierbei zu vermeiden. Der Horst-Rotschwingel kann jährlich über die Fläche 

rotieren oder 2-3 Jahre am selben Standort eingesät werden. Sofern derselbe Standort mehrjäh-

rig genutzt wird, ist ein Überwuchs mit Kräutern bzw. Gräsern zu vermeiden. Eine Neueinsaat 

erfolgt – bei mehrjähriger Nutzung – nach 2-3 Jahren an einer anderen Stelle innerhalb der Maß-

nahmenfläche. Auf eine Düngung der Fläche oder die Nutzung von Pflanzenschutzmitteln ist zu 

verzichten.  

• Erhalt/ Schaffung von kleinen offenen Wasserflächen zur Brutzeit (Blänke, Mulden, Gräben, 

etc.): Sofern möglich sollen auf den Äckern kleine Blänken und Mulden angelegt bzw. erhalten 

werden, sodass Wasserstellen vorhanden sind.  

Die Habitatansprüche von Kiebitzen sind gut bekannt und bei einer „kiebitzorientierten“ Bewirt-

schaftung liegt eine hohe Wirksamkeit der Maßnahme vor. Mit der Bestellung soll hierfür bis Ende 

Mai gewartet werden, sodass die Jungen der Erstgelege geschlüpft sind und den Acker verlassen 

können. Sofern in unmittelbarer Nähe Viehweiden sind, können die Jungen durch die Alttiere zu 

diesen geführt werden. Eine jährliche Pflege des Maßnahmenstandortes ist notwendig, um die 

Funktion zu erhalten.  

Zum Schutz von brütenden Kiebitzen sind folgende Maßnahmen im Grünland einzuhalten:  

• Wassermanagement: zur Steigerung der Attraktivität von Grünland ist das Anheben von Gra-

benwasserständen bzw. die Wiedervernässung der Fläche ein wichtiges Instrument. Grundsätz-

lich sollte der Oberboden während der Brutzeit mindestens in Teilen weich/ stocherfähig sein. 

Eine lang andauernde Überstauung sollte vermieden werden.  

• Erhalt/ Schaffung von kleinen offenen Wasserflächen zur Brutzeit (Blänke, Mulden, Gräben, 

etc.): Sofern möglich sollen auf den Äckern kleine Blänken und Mulden angelegt bzw. erhalten 

werden, sodass Wasserstellen vorhanden sind.  

• Pflege: Grundsätzlich ist ein Mosaikmanagement (Schaffung von einem Mosaik aus Wiesen-, 

Weide- und Mähweidennutzung bei gestaffelten Mähterminen/ Beweidungsdichte), bei dem sich 

großflächige kurzrasige Bereiche mit kleinen höherwüchsigen Bereichen abwechseln, einzuhal-

ten. So wechseln Nahrungsflächen und Versteckmöglichkeiten nah beieinander ab. Die konkrete 

Pflegeintensität ist an die lokalen Bedingungen anzupassen.  

Kiebitze sind nicht an das Vorhandensein von bestimmten Pflanzengesellschaften angewiesen, 

sodass die Maßnahmenfläche, bei vorhandener Grundeignung, schnell entwickelt werden kann.  
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Die Wirksamkeit der Maßnahme ist belegt und wird als hoch eingestuft (MKULNV 2013).  

ACEF2 Anbringen von Nisthilfen für den Star 

Zum Erhalt der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusam-

menhang, werden für den Star Nisthilfen angebracht.  

Die Nisthilfen müssen in ausreichender Entfernung zur Stör- und Gefahrenquelle angebracht wer-

den. Als potenzielle Standorte werden die Habitatanforderungen der Art berücksichtigt, idealer-

weise bestehen im direkten Bereich oder im unmittelbaren Umfeld (bis 1 km) bereits Reviere.  

Pro Brutpaare werden drei Nisthilfen an waagerechten Ästen aufgehängt. Für den vorliegenden 

Verlust von drei Revieren, ergibt sich ein Nistkastenbedarf von neun Stück. Um dem Star eine 

Raumerkundung und Eingewöhnungszeit zu ermöglichen, werden die Nisthilfen mit einer Vorlauf-

zeit von einem Jahr angebracht.  

Die Umsetzung der Maßnahme kann auf mehreren Flächen/ Gehölzbeständen erfolgen, allerdings 

sollte immer eine Gruppe von drei Nisthilfen angebracht und diese Mindestanzahl nicht reduziert 

werden. 

Die Nisthilfen werden auf ihre Funktionsfähigkeit (außerhalb der Brutzeit) hin überprüft, in diesem 

Rahmen findet auch eine Reinigung (Entfernung von Vogelkot und anderen alten Nestern und 

Nestbestandteilen) statt. 

ACEF3 Entwicklung von Grünland inkl. Anbringen von Nisthilfen für den Gartenrotschwanz 

Zum Erhalt der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusam-

menhang, wird für den Gartenrotschwanz baumbestandenes Grünland entwickelt und Nisthilfen 

angebracht. 

Die Maßnahmenfläche muss in ausreichender Entfernung zur Stör- und Gefahrenquelle ange-

bracht werden. Als potenzielle Standorte werden die Habitatanforderungen der Art berücksichtigt, 

hierbei sind magere bis mittlere Böden, die keine hohe und dichte Vegetation ausbilden zu bevor-

zugen. Insgesamt sollte die Fläche einen Umfang von 2 ha besitzen, da für den Gartenrotschwanz 

von einer Reviergröße pro Brutpaar von ca. 1 ha ausgegangen wird (MKULNV 2013). 

Grundsätzlich gelten die allgemeinen Angaben zum Extensivgrünland, außerdem sind für den Gar-

tenrotschwanz lückige (ruderale) Bodenvegetation auf mindestens 30% der Fläche zu schaffen, 

z.B. durch Abschieben des Oberbodens. Alternativ können die Grünflächen mit dichter Grasnarbe 

während der Brutzeit kurzrasige Bereiche aufweisen. Bei einer Beweidung ist die Besatzdichte so 

zu wählen, dass der Fraß ein Muster von kurzrasigen und langrasigen Strukturen gewährleistet. 

Die vorhandenen Bäume sind dann vor Verbiss zu schützen. Auf ca. 10-15% der Fläche sollten 

Kleinstrukturen wie Hecken, Krautsäume, Trockenmauern, Totholzhaufen oder Zaunpfähle zur 

Verfügung stehen.  

Insbesondere der Erhalt alter, bestehender Bäume ist zu bevorzugen. Bei Lücken im Altbaumbe-

stand können auch junge Obst- und Kopfbäume eingesetzt werden. Die Baumbestandsdichte sollte 

variieren und im Schnitt ca. 50-70 Bäume pro Hektar besitzen. Durch regelmäßige Baumschnitte 

wird eine vorzeitige Alterung vorgebeugt und eine lichte und stabile Krone erhalten.  
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Um kurzfristig das Angebot an Höhlen zur Brut zu sichern, werden außerdem 6 Nistkästen (3 Nist-

kästen pro Brutpaar) an Bäume in der Fläche aufgehängt. Die Nisthilfen sollten unter einem waag-

rechten Ast gehängt werden, in ausreichender Höhe, um Prädatoren fernzuhalten.  

Idealerweise sollten etwa die Hälfte der Kästen bis Mitte April verschlossen blieben oder später 

aufgehängt werden, damit nicht andere Arten einziehen. Zudem ist es sinnvoll verschiedene Nist-

kastentypen aufzuhängen, um das Angebot zu erhöhen. Der Gartenrotschwanz bevorzugt größere 

Einfluglöcher (z.B. ovale Öffnung 3 cm breit, 6 cm hoch) und alte, verwitterte, mit Moos bewach-

sene Nistkästen. Auch Kästen mit zwei Einfluglöchern werden gerne genommen.  

Die Kästen sind jährlich auf ihre Funktionsfähigkeit zu prüfen und zu reinigen (Entfernen von Vogel- 

und anderen alten Nestern). Die Kontrolle erfolgt außerhalb der Brutzeit.  
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6 Artbezogene Prüfung der Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. 

Abs. 5 BNatSchG (Art-für-Art-Betrachtung) 

6.1 Geschütze Tierarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie und europäi-

sche Brutvogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie 

6.1.1 Fledermäuse  

Im Rahmen des „Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 90.13 „Hermes“ (FROELICH & SPORBECK 

2018) konnten die Arten Breitflügelfledermaus, Rauhautfledermaus und Zwergfledermaus auch im 

vorliegenden Plangebiet nachgewiesen werden. Zudem befindet sich eine Flugstraße an einer Ge-

hölzstruktur im Untersuchungsraum.  

Breitflügelfledermaus 

Angaben zur Artenschutzprüfung für einzelne Arten 
(Für alle Arten, die im Sinne einer vertiefenden Art-für-Art-Betrachtung geprüft werden, einzeln bearbeiten!) 

Durch Plan/Vorhaben betroffene Art: Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) 

Schutz- und Gefährdungsstatus der Art 

☒ FFH-Anhang IV-Art 

 

☐ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland                   

Nordrhein-Westfalen      

Messtischblatt 

Erhaltungszustand in Nordrhein-West-

falen 

☒ atlantische Region ☐ kontinentale Re-

gion 

         ☒ grün    günstig 

         ☐ gelb    ungünstig / unzu-

reichend 

         ☐ rot     ungünstig / schlecht 

Erhaltungszustand der lokalen Population 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 Nr.2) 
oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

         ☐ C ungünstig / mittel-schlecht 

Arbeitsschritt II.1: Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Art 
   (ohne die unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Allgemeine Lebensraumansprüche: 
Als typische Gebäudefledermaus kommt die Breitflügelfledermaus vorwiegend im Siedlungs- und siedlungsna-
hen Bereich vor. Die Jagdgebiete befinden sich bevorzugt in der offenen und halboffenen Landschaft über 
Grünlandflächen mit randlichen Gehölzstrukturen, Waldrändern oder Gewässern. Außerdem jagen die Tiere in 
Streuobstwiesen, Parks und Gärten sowie unter Straßenlaternen. Dort fliegen die Tiere meist in einer Höhe von 
3-15 m. Die individuellen Aktionsräume sind durchschnittlich 4 bis 16 km² groß, wobei die Jagdgebiete meist in 
einem Radius von 3 (i.d.R. 1-8, max. 12) km um die Quartiere liegen. Fortpflanzungsgesellschaften von 10 bis 
70 (max. 200) Weibchen befinden sich an und in Spaltenverstecken oder Hohlräumen von Gebäuden (z.B. Fas-
sadenverkleidungen, Zwischendecken, Dachböden, Dachpfannen). Einzelne Männchen beziehen neben Ge-
bäudequartieren auch Baumhöhlen, Nistkästen oder Holzstapel. Die Breitflügelfledermaus ist ausgesprochen 
orts- und quartiertreu. Als Winterquartiere werden Spaltenverstecke an und in Gebäuden, Bäumen und Felsen 
sowie Stollen oder Höhlen aufgesucht. Dort halten sich die Tiere meist einzeln auf (max. 10 Tiere). Bevorzugt 
werden Quartiere mit einer geringen Luftfeuchte sowie eine Temperatur zwischen 3 bis 7° C. Zwischen Som-
mer- und Winterquartier legen die Tiere meist geringe Wanderstrecken unter 50 km, seltener mehr als 300 km 
zurück. 

Verbreitung und Bestandssituation in Nordrhein-Westfalen: 
Die Breitflügelfledermaus kommt vor allem im Tiefland in weiten Bereichen noch regelmäßig und flächendeckend 
vor. Größere Verbreitungslücken bestehen von der Eifel bis zum Sauerland. Landesweit sind mehr als 12 Wo-
chenstuben sowie über 70 Winterquartiere bekannt (2015). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Die Breitfügelfledermaus konnte jagend und eine Flugstraße nutzend nachgewiesen werden. 

Betroffenheit: 
Quartiere der Art konnten nicht nachgewiesen werden, sodass keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten verloren 
gehen. Auch eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos ist auszuschließen. Aufgrund der 
vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Münster/Osnabrück, Hermes-Logistikzentrum, bestehendes 

2 
 3 
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Verkehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits an diese Störungen gewöhnt, daher sind keine erheb-
lichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine signifikante 
Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) anzunehmen. 
  
Im Untersuchungsgebiet konnte eine Flugstraße nachgewiesen werden, die durch das Vorhaben überplant wird 
und somit verloren geht. 

Arbeitsschritt II.2: Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risiko- 

   managements 

VAR1 Schaffung eines Dunkelkorridors 

Die Leitlinie entlang der Gehölzstruktur stellt eine bedeutsame, aber nicht essenzielle Flugstraße für die Zwerg-
fledermaus dar. Auch Breitflügelfledermaus und Rauhautfledermaus nutzen die Flugstraße. Die Flugstraße soll 
erhalten bleiben, dazu wird zwischen dem geplanten Grünstreifen und den Baugebietsgrenzen ein Dunkelkorridor 
geschaffen, der von den Fledermausarten weiterhin genutzt werden kann.  
Zwar werden die Verbotstatbestände der „Störung“ und „Zerstörung“ durch das Vorhaben nicht erfüllt, dennoch 
wird empfohlen, die Gestaltung des Grünstreifens auf die autökologischen Ansprüche der vorkommenden Fle-
dermausarten auszurichten.  
Die Empfehlung umfasst:   

• Leuchtkörper unverzichtbarer Lichtquellen und ihre Reflektoren auf den Bauflächen und Gewerbegrund-
stücken sollten so eingestellt werden, dass der Lichtkegel nicht auf den Dunkelkorridor und die dahin-
terliegende Grünfläche ausgerichtet ist.  

• Entlang des gesamten Korridors sollte ein mind. 15 m breiter Streifen von hochwachsenden Gehölzen 
freigehalten werden, sodass die Durchgängigkeit der Flugstraße gegeben ist (BMVBS, 2011).  

• Die Beleuchtungsstärke innerhalb des Gewerbegebietes sollte auf ein notwendiges Maß begrenzt wer-
den, d.h. insbesondere auf eine Schmuckbeleuchtung (Beleuchtungen zu Dekorations- und Reklame-
zwecken) zu verzichten und innerhalb der Normen zur Verkehrs- und Fußgängersicherheit im öffentli-
chen Raum nur die notwendige Beleuchtungsstärke zu wählen. 

Unter Berücksichtigung der Maßnahme bleibt die Durchgängigkeit der Flugstraße erhalten.  

Arbeitsschritt II.3: Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand der lo-
kalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein 

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, be-
schädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein 

4. Werden evtl. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur entnommen, sie oder ihre Standorte beschädigt oder zerstört, ohne dass de-
ren ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☐ nein 

Arbeitsschritt III: Beurteilung der Ausnahmevoraussetzungen 
   (wenn mindestens eine der unter II.3 genannten Fragen mit „ja“ beantwortet wurde) 

1. Ist das Vorhaben aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses gerechtfertigt?  

☐ ja   ☐ nein 

2. Können zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden? ☐ ja   ☐ nein 

3. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei europäischen Vogelarten 
nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten günstig bleiben? 

☐ ja   ☐ nein 

 

Rauhautfledermaus  

Angaben zur Artenschutzprüfung für einzelne Arten 
(Für alle Arten, die im Sinne einer vertiefenden Art-für-Art-Betrachtung geprüft werden, einzeln bearbeiten!) 

Durch Plan/Vorhaben betroffene Art: Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) 

Schutz- und Gefährdungsstatus der Art 

☒ FFH-Anhang IV-Art 

 

☐ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland                   

Messtischblatt 

 
k.A. 
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Nordrhein-Westfalen      

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen 

☒ atlantische Region ☐ kontinentale Region 

         ☒ grün    günstig 

         ☐ gelb    ungünstig / unzureichend 

         ☐ rot     ungünstig / schlecht 

Erhaltungszustand der lokalen Population 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 
Nr.2) oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

         ☐ C ungünstig / mittel-schlecht 

Arbeitsschritt II.1: Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Art 
   (ohne die unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Allgemeine Lebensraumansprüche: 
Die Rauhautfledermaus gilt als eine typische Waldart, die in strukturreichen Landschaften mit einem hohen Wald- 
und Gewässeranteil vorkommt. Besiedelt werden Laub- und Kiefernwälder, wobei Auwaldgebiete in den Niede-
rungen größerer Flüsse bevorzugt werden. Als Jagdgebiete werden vor allem insektenreiche Waldränder, Ge-
wässerufer und Feuchtgebiete in Wäldern aufgesucht, wo die Tiere als Patrouillenjäger in 5 bis 15 m Höhe kleine 
Fluginsekten erbeuten. Die individuellen Jagdgebiete sind durchschnittlich 18 ha groß und können in einem Ra-
dius von 6 bis 7 (max. 12) km um die Quartiere liegen. Als Sommer- und Paarungsquartiere werden Spaltenver-
stecke an Bäumen bevorzugt, die meist im Wald oder an Waldrändern in Gewässernähe liegen. Genutzt werden 
auch Baumhöhlen, Fledermauskästen, Jagdkanzeln, seltener auch Holzstapel oder waldnahe Gebäudequartiere. 
Die Überwinterungsgebiete der Rauhautfledermaus liegen vor allem außerhalb von Nordrhein-Westfalen. Es wer-
den überirdische Spaltenquartiere und Hohlräume an Bäumen und Gebäuden bevorzugt. Als Fernstreckenwan-
derer legt die Art bei ihren saisonalen Wanderungen zwischen den Reproduktions- und Überwinterungsgebieten 
von Nordost- nach Südwest-Europa große Entfernungen über 1.000 (max. 1.900) km zurück. 

Verbreitung und Bestandssituation in Nordrhein-Westfalen: 
Die Rauhautfledermaus gilt in Nordrhein-Westfalen hinsichtlich der ziehenden Vorkommen als „ungefährdet“, da 
die Art während der Durchzugs- und Paarungszeit vor allem im Tiefland weit verbreitet ist. Bezüglich der repro-
duzierenden Vorkommen ist die Rauhautfledermaus „durch extreme Seltenheit gefährdet“. Aus den Sommermo-
naten sind über 15 Balz- und Paarungsquartiere sowie eine Wochenstube mit 50 bis 60 Tieren (Kreis Recklin-
ghausen) bekannt (2015). Seit mehreren Jahren deutet sich in Nordrhein-Westfalen eine Bestandszunahme der 
Art an. 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Die Rauhautfledermaus konnte jagend und eine Flugstraße nutzend nachgewiesen werden. 

Betroffenheit: 
Quartiere der Art konnten nicht nachgewiesen werden, sodass keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten verloren 
gehen. Auch eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos ist auszuschließen. Aufgrund der 
vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Münster/Osnabrück, Hermes-Logistikzentrum, bestehendes Ver-
kehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits an diese Störungen gewöhnt, daher sind keine erheblichen 
Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine signifikante Erhö-
hung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) anzunehmen.   
Im Untersuchungsgebiet konnte eine Flugstraße nachgewiesen werden, die durch das Vorhaben überplant wird 
und somit verloren geht. 

Arbeitsschritt II.2: Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risiko- 

   managements 

VAR1 Schaffung eines Dunkelkorridors 

Die Leitlinie entlang der Gehölzstruktur stellt eine bedeutsame, aber nicht essenzielle Flugstraße für die Zwerg-
fledermaus dar. Auch Breitflügelfledermaus und Rauhautfledermaus nutzen die Flugstraße. Die Flugstraße soll 
erhalten bleiben, dazu wird zwischen dem geplanten Grünstreifen und den Baugebietsgrenzen ein Dunkelkorridor 
geschaffen, der von den Fledermausarten weiterhin genutzt werden kann.  
Zwar werden die Verbotstatbestände der „Störung“ und „Zerstörung“ durch das Vorhaben nicht erfüllt, dennoch 
wird empfohlen, die Gestaltung des Grünstreifens auf die autökologischen Ansprüche der vorkommenden Fle-
dermausarten auszurichten.  
Die Empfehlung umfasst:   

• Leuchtkörper unverzichtbarer Lichtquellen und ihre Reflektoren auf den Bauflächen und Gewerbegrund-
stücken sollten so eingestellt werden, dass der Lichtkegel nicht auf den Dunkelkorridor und die dahin-
terliegende Grünfläche ausgerichtet ist.  

• Entlang des gesamten Korridors sollte ein mind. 15 m breiter Streifen von hochwachsenden Gehölzen 
freigehalten werden, sodass die Durchgängigkeit der Flugstraße gegeben ist (BMVBS, 2011).  

• Die Beleuchtungsstärke innerhalb des Gewerbegebietes sollte auf ein notwendiges Maß begrenzt wer-
den, d.h. insbesondere auf eine Schmuckbeleuchtung (Beleuchtungen zu Dekorations- und Reklame-
zwecken) zu verzichten und innerhalb der Normen zur Verkehrs- und Fußgängersicherheit im öffentli-
chen Raum nur die notwendige Beleuchtungsstärke zu wählen. 

* 
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Unter Berücksichtigung der Maßnahme bleibt die Durchgängigkeit der Flugstraße erhalten.  

Arbeitsschritt II.3: Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand der lo-
kalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein 

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, be-
schädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein 

4. Werden evtl. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur entnommen, sie oder ihre Standorte beschädigt oder zerstört, ohne dass de-
ren ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☐ nein 

Arbeitsschritt III: Beurteilung der Ausnahmevoraussetzungen 
   (wenn mindestens eine der unter II.3 genannten Fragen mit „ja“ beantwortet wurde) 

1. Ist das Vorhaben aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses gerechtfertigt?  

☐ ja   ☐ nein 

 
2. Können zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden? ☐ ja   ☐ nein 

3. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei europäischen Vogelarten 
nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten günstig bleiben? 

☐ ja   ☐ nein 

 

Zwergfledermaus 

Angaben zur Artenschutzprüfung für einzelne Arten 
(Für alle Arten, die im Sinne einer vertiefenden Art-für-Art-Betrachtung geprüft werden, einzeln bearbeiten!) 

Durch Plan/Vorhaben betroffene Art: Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) 

Schutz- und Gefährdungsstatus der Art 

☒ FFH-Anhang IV-Art 

 

☐ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland                   

Nordrhein-Westfalen      

Messtischblatt 

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfa-

len 

☒ atlantische Region ☐ kontinentale Region 

         ☒ grün    günstig 

         ☐ gelb    ungünstig / unzureichend 

         ☐ rot     ungünstig / schlecht 

Erhaltungszustand der lokalen Population 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 Nr.2) 
oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

         ☐ C ungünstig / mittel-schlecht 

Arbeitsschritt II.1: Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Art 
   (ohne die unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Allgemeine Lebensraumansprüche: 
Zwergfledermäuse sind Gebäudefledermäuse, die in strukturreichen Landschaften, vor allem auch in Siedlungs-
bereichen als Kulturfolger vorkommen. Als Hauptjagdgebiete dienen Gewässer, Kleingehölze sowie aufgelockerte 
Laub- und Mischwälder. Im Siedlungsbereich werden parkartige Gehölzbestände sowie Straßenlaternen aufge-
sucht. Die Tiere jagen in 2 bis 6 (max. 20) m Höhe im freien Luftraum oft entlang von Waldrändern, Hecken und 
Wegen. Die individuellen Jagdgebiete sind durchschnittlich 19 ha groß und können in einem Radius von 50 m bis 
zu 2,5 km um die Quartiere liegen. Als Sommerquartiere und Wochenstuben werden fast ausschließlich Spalten-
verstecke an und in Gebäuden aufgesucht. Genutzt werden Hohlräume unter Dachpfannen, Flachdächern, hinter 
Wandverkleidungen, in Mauerspalten oder auf Dachböden. Baumquartiere sowie Nistkästen werden ebenfalls 
bewohnt. Dabei werden mehrere Quartiere im Verbund genutzt, zwischen denen die Tiere im Durchschnitt alle 11 
bis 12 Tage wechseln. Gelegentlich kommt es im Spätsommer zu „Invasionen“, bei denen die Tiere bei der Er-
kundung geeigneter Quartiere zum Teil in großer Zahl in Gebäude einfliegen. 
Auch als Winterquartiere werden oberirdische Spaltenverstecke in und an Gebäuden, außerdem natürliche Fels-
spalten sowie unterirdische Quartiere in Kellern oder Stollen bezogen. Die Standorte sind nicht immer frostfrei 
und haben eine geringe Luftfeuchte. Zwergfledermäuse gelten als quartiertreu und können in traditionell genutzten 
Massenquartieren mit vielen tausend Tieren überwintern. Bei ihren Wanderungen zwischen Sommer- und Win-
terquartier legen die Tiere meist geringe Wanderstrecken unter 50 km zurück. 

Verbreitung und Bestandssituation in Nordrhein-Westfalen: 

* 
 * 
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Die Zwergfledermaus ist in allen Naturräumen auch mit Wochenstuben nahezu flächendeckend vertreten. Insge-
samt sind landesweit über 1.000 Wochenstubenkolonien bekannt. Winterquartiere mit mehreren hundert Tieren 
sind unter anderem aus den Kreisen Düren und Siegen bekannt (2015). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Die Zwergfledermaus konnte jagend und eine Flugstraße nutzend nachgewiesen werden. 

Betroffenheit: 
Quartiere der Art konnten nicht nachgewiesen werden, sodass keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten verloren 
gehen. Auch eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos ist auszuschließen. Aufgrund der 
vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Münster/Osnabrück, Hermes-Logistikzentrum, bestehendes Ver-
kehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits an diese Störungen gewöhnt, daher sind keine erheblichen 
Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine signifikante Erhöhung 
der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) anzunehmen.   
Im Untersuchungsgebiet konnte eine Flugstraße nachgewiesen werden, die durch das Vorhaben überplant wird 
und somit verloren geht.  

Arbeitsschritt II.2: Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risiko- 

   managements 

VAR1 Schaffung eines Dunkelkorridors 

Die Leitlinie entlang der Gehölzstruktur stellt eine bedeutsame, aber nicht essenzielle Flugstraße für die Zwerg-
fledermaus dar. Auch Breitflügelfledermaus und Rauhautfledermaus nutzen die Flugstraße. Die Flugstraße soll 
erhalten bleiben, dazu wird zwischen dem geplanten Grünstreifen und den Baugebietsgrenzen ein Dunkelkorridor 
geschaffen, der von den Fledermausarten weiterhin genutzt werden kann.  
Zwar werden die Verbotstatbestände der „Störung“ und „Zerstörung“ durch das Vorhaben nicht erfüllt, dennoch 
wird empfohlen, die Gestaltung des Grünstreifens auf die autökologischen Ansprüche der vorkommenden Fleder-
mausarten auszurichten.  
Die Empfehlung umfasst:   

• Leuchtkörper unverzichtbarer Lichtquellen und ihre Reflektoren auf den Bauflächen und Gewerbegrund-
stücken sollten so eingestellt werden, dass der Lichtkegel nicht auf den Dunkelkorridor und die dahinter-
liegende Grünfläche ausgerichtet ist.  

• Entlang des gesamten Korridors sollte ein mind. 15 m breiter Streifen von hochwachsenden Gehölzen 
freigehalten werden, sodass die Durchgängigkeit der Flugstraße gegeben ist (BMVBS, 2011).  

• Die Beleuchtungsstärke innerhalb des Gewerbegebietes sollte auf ein notwendiges Maß begrenzt wer-
den, d.h. insbesondere auf eine Schmuckbeleuchtung (Beleuchtungen zu Dekorations- und Reklame-
zwecken) zu verzichten und innerhalb der Normen zur Verkehrs- und Fußgängersicherheit im öffentli-
chen Raum nur die notwendige Beleuchtungsstärke zu wählen. 

Unter Berücksichtigung der Maßnahme bleibt die Durchgängigkeit der Flugstraße erhalten.  

Arbeitsschritt II.3: Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Über-
winterungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand 
der lokalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein  

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, 
beschädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumli-
chen Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein  

4. Werden evtl. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur entnommen, sie oder ihre Standorte beschädigt oder zerstört, ohne dass 
deren ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☐ nein  

Arbeitsschritt III: Beurteilung der Ausnahmevoraussetzungen 
   (wenn mindestens eine der unter II.3 genannten Fragen mit „ja“ beantwortet wurde) 

1. Ist das Vorhaben aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses gerechtfertigt?  

☐ ja   ☐ nein 

2. Können zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden? ☐ ja   ☐ nein 

3. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei europäischen Vogelar-
ten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten günstig bleiben? 

☐ ja   ☐ nein 
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6.1.2 Vögel 

Planungsrelevante Vogelarten 

Die Brutvögel Bluthänfling, Gartenrotschwanz, Kiebitz, Kleinspecht, Mäusebussard, Star, 

Waldohreule und Waldschnepfe werden im Folgenden bezüglich der artenschutzrechtlich rele-

vanten Betroffenheiten des Vorhabens einzelfallbezogen betrachtet (Art-für-Art). Für die Betrach-

tung werden die vorgestellten Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung mit einbezogen.  

Für die übrigen Arten (Nahrungsgäste, Überflieger) ist das Erfüllen von artenschutzrechtlichen Ver-

boten auszuschließen  

Bluthänfling 

Angaben zur Artenschutzprüfung für einzelne Arten 
(Für alle Arten, die im Sinne einer vertiefenden Art-für-Art-Betrachtung geprüft werden, einzeln bearbeiten!) 

Durch Plan/Vorhaben betroffene Art: Bluthänfling (Carduelis cannabina) 

Schutz- und Gefährdungsstatus der Art 

☐ FFH-Anhang IV-Art 

 

☒ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland                   

Nordrhein-Westfalen      

Messtischblatt 

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen 

☒ atlantische Region ☐ kontinentale Region 

         ☐ grün    günstig 

         ☒ gelb    ungünstig / unzureichend 

         ☐ rot     ungünstig / schlecht 

Erhaltungszustand der lokalen Population 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 
Nr.2) oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

         ☐ C ungünstig / mittel-schlecht 

Arbeitsschritt II.1: Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Art 
   (ohne die unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Allgemeine Lebensraumansprüche: 
Der Bluthänfling kommt in den borealen, gemäßigten, mediterranen und der Steppenzone der West- und Pa-
läarktis vor. Er ist eine typische Vogelart der ländlichen Gebiete und bevorzugt offene Flächen mit Hecken, 
Sträuchern, jungen Koniferen oder mit einer samentragender Krautschicht. In NRW sind dies z. B. heckenreiche 
Agrarlandschaften, Heide-, Ödland- oder Ruderalflächen. Seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts sucht er 
verstärkt urbane Lebensräume wie Gärten, Parkanlagen und Friedhöfe auf, da hier die vornehmlich vegerabili-
sche Nahrung des Bluthänflings in Form von Sämereien in ausreichender Zahl vorhanden ist. 

Verbreitung und Bestandssituation in Nordrhein-Westfalen: 
Hohe Bestände sind in einem breiten Streifen zwischen Hellwegbörde, Ravensberger Hügelland und Wiehen-
gebirge vorzufinden. Geschlossene Waldgebiete weisen in der Regel geringer Bestandsdichten auf (mit Aus-
nahme der Eifel). Der Gesamtbestand wurde 2014 auf 11.000 bis 20.000 Reviere geschätzt. 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Der Bluthänfling wurde mit einem Brutpaar in den Gehölzbeständen an einer alten Hofstelle nachgewiesen.  

Betroffenheit: 
Im Rahmen der Gehölzrodungen kommt es zu einem Verlust der bestehenden Fortpflanzungs- und Ruhestätte. 
Aufgrund der gleichartigen Strukturen im direkten Umfeld des Untersuchungsraums ist ein Ausweichen in diese 
gleichartigen Strukturen möglich, sodass die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätte im räum-
lichen Zusammenhang erhalten bleibt. Aufgrund der vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Müns-
ter/Osnabrück, Hermes-Logistikzentrum, bestehendes Verkehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits 
an diese Störungen gewöhnt, daher sind keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Aus-
wirkung auf die lokale Population und keine signifikante Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) 
(Rechtssache C-473/19 und C-474/19) anzunehmen.   
Im Rahmen der Gehölzrodungen am Brutstandort, ist eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verletzungs-
risikos nicht auszuschließen.  

Arbeitsschritt II.2: Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risiko- 

   managements 

VAR1 Bauzeitenregelung für Vögel 
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Um baubedingte Verluste von Nestern, Eiern und Jungvögeln zu vermeiden, erfolgt die Baufeldfreima-
chung und Beseitigung von Gehölzen ausschließlich außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten mitteleu-
ropäischer Brutvogelarten (März bis September). Gehölze und Strukturen, die als Brutstandorte geeig-
net sind, dürfen demnach nur in der Zeit von Oktober (01.10) bis Februar (28.02.) entfernt werden 
(siehe auch § 39 Abs. 5 BNatSchG). Sofern der Baubetrieb nicht direkt im Anschluss an die Baufeld-
freimachung beginnt, sind entsprechende Vergrämungsmaßnahmen (z. B. Flatterband) anzuwenden, 
um ein Wiederansiedeln von Brutvögeln zu vermeiden. Dies muss bis zum 01.März durchgeführt wer-
den.  

Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahme wird eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verlet-
zungsrisikos vermieden.  

Arbeitsschritt II.3: Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

5. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

6. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand  
der lokalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein 

7. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, be-
schädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang erhalten bleibt 

☐ ja   ☒ nein 

8. Werden evtl. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur entnommen, sie oder ihre Standorte beschädigt oder zerstört, ohne dass 
deren ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☐ nein 

Arbeitsschritt III: Beurteilung der Ausnahmevoraussetzungen 
   (wenn mindestens eine der unter II.3 genannten Fragen mit „ja“ beantwortet wurde) 

4. Ist das Vorhaben aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses gerechtfertigt?  

☐ ja   ☐ nein 

5. Können zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden? ☐ ja   ☐ nein 

6. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei europäischen Vogelar-
ten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten günstig bleiben? 

☐ ja   ☐ nein 

 

Gartenrotschwanz 

Angaben zur Artenschutzprüfung für einzelne Arten 
(Für alle Arten, die im Sinne einer vertiefenden Art-für-Art-Betrachtung geprüft werden, einzeln bearbeiten!) 

Durch Plan/Vorhaben betroffene Art: Gartenrotschwanz (Phoenicurus phoenicurus) 

Schutz- und Gefährdungsstatus der Art 

☐ FFH-Anhang IV-Art 

 

☒ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland                   

Nordrhein-Westfalen      

Messtischblatt 

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen 

☒ atlantische Region ☐ kontinentale Region 

         ☐ grün    günstig 

         ☒ gelb    ungünstig / unzureichend 

         ☐ rot     ungünstig / schlecht 

Erhaltungszustand der lokalen Population 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 
Nr.2) oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

         ☐ C ungünstig / mittel-schlecht 

Arbeitsschritt II.1: Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Art 
   (ohne die unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Allgemeine Lebensraumansprüche: 
Früher kam der Gartenrotschwanz häufig in reich strukturierten Dorflandschaften mit alten Obstwiesen und -
weiden sowie in Feldgehölzen, Alleen, Auengehölzen und lichten, alten Mischwäldern vor. Mittlerweile konzent-
rieren sich die Vorkommen in Nordrhein-Westfalen auf die Randbereiche von größeren Heidelandschaften und 
auf sandige Kiefernwälder. Zur Nahrungssuche bevorzugt der Gartenrotschwanz Bereiche mit schütterer Bo-
denvegetation. Das Nest wird meist in Halbhöhlen in 2 bis 3 m Höhe über dem Boden angelegt, zum Beispiel in 
alten Obstbäumen oder Kopfweiden. 

Verbreitung und Bestandssituation in Nordrhein-Westfalen: 
In Nordrhein-Westfalen kommt der Gartenrotschwanz in allen Naturräumen vor. Allerdings sind die Bestände 
seit einigen Jahrzehnten großräumig rückläufig, so dass sich mittlerweile deutliche Verbreitungslücken zeigen. 
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Verbreitungsschwerpunkte bilden die Heidelandschaften in den Bereichen Senne, Borkenberge und Depot Brüg-
gen-Bracht. Der Gesamtbestand wird auf 5.000 bis 7.500 Brutpaare geschätzt (2015). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Der Gartenrotschwanz brütet im Bereich einer alten Hofstelle im Untersuchungsgebiet. 

Betroffenheit: 
Der Brutstandort des Gartenrotschwanzes geht im Rahmen des Projektes verloren. Da bereits im Rahmen der 
Gebäudeabrisse der Brutstandort des Gartenrotschwanzes bekannt war, wurde hierfür bereits Ersatz geschaffen 
(RURALE 2018A,B) , sodass die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt. Aufgrund 
der vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Münster/Osnabrück, Hermes-Logistikzentrum, bestehendes 
Verkehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits an diese Störungen gewöhnt, daher sind keine erheb-
lichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine signifikante 
Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) anzunehmen. 
  
Im Rahmen der Gehölzrodungen am Brutstandort, ist eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verletzungs-
risikos nicht auszuschließen. 

Arbeitsschritt II.2: Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risiko- 

   managements 

VAR1 Bauzeitenregelung für Vögel 

Um baubedingte Verluste von Nestern, Eiern und Jungvögeln zu vermeiden, erfolgt die Baufeldfreima-
chung und Beseitigung von Gehölzen ausschließlich außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten mitteleu-
ropäischer Brutvogelarten (März bis September). Gehölze und Strukturen, die als Brutstandorte geeig-
net sind, dürfen demnach nur in der Zeit von Oktober (01.10) bis Februar (28.02.) entfernt werden 
(siehe auch § 39 Abs. 5 BNatSchG). Sofern der Baubetrieb nicht direkt im Anschluss an die Baufeld-
freimachung beginnt, sind entsprechende Vergrämungsmaßnahmen (z. B. Flatterband) anzuwenden, 
um ein Wiederansiedeln von Brutvögeln zu vermeiden. Dies muss bis zum 01.März durchgeführt wer-
den.  

Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahme wird eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verlet-
zungsrisikos vermieden 

ACEF3 Entwicklung von Grünland inkl. Anbringen von Nisthilfen für den Gartenrotschwanz 

Zum Erhalt der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusam-
menhang, wird für den Gartenrotschwanz baumbestandenes Grünland entwickelt und Nisthilfen ange-
bracht. 
Die Maßnahmenfläche muss in ausreichender Entfernung zur Stör- und Gefahrenquelle angebracht 
werden. Als potenzielle Standorte werden die Habitatanforderungen der Art berücksichtigt, hierbei sind 
magere bis mittlere Böden, die keine hohe und dichte Vegetation ausbilden zu bevorzugen. Insgesamt 
sollte die Fläche einen Umfang von 2 ha besitzen, da für den Gartenrotschwanz von einer Reviergröße 
pro Brutpaar von ca. 1 ha ausgegangen wird (MKULNV 2013). 
Grundsätzlich gelten die allgemeinen Angaben zum Extensivgrünland, außerdem sind für den Garten-
rotschwanz lückige (ruderale) Bodenvegetation auf mindestens 30% der Fläche zu schaffen, z.B. durch 
Abschieben des Oberbodens. Alternativ können die Grünflächen mit dichter Grasnarbe während der 
Brutzeit kurzrasige Bereiche aufweisen. Bei einer Beweidung ist die Besatzdichte so zu wählen, dass 
der Fraß ein Muster von kurzrasigen und langrasigen Strukturen gewährleistet. Die vorhandenen 
Bäume sind dann vor Verbiss zu schützen. Auf ca. 10-15% der Fläche sollten Kleinstrukturen wie He-
cken, Krautsäume, Trockenmauern, Totholzhaufen oder Zaunpfähle zur Verfügung stehen.  
Insbesondere der Erhalt alter, bestehender Bäume ist zu bevorzugen. Bei Lücken im Altbaumbestand 
können auch junge Obst- und Kopfbäume eingesetzt werden. Die Baumbestandsdichte sollte variieren 
und im Schnitt ca. 50-70 Bäume pro Hektar besitzen. Durch regelmäßige Baumschnitte wird eine vor-
zeitige Alterung vorgebeugt und eine lichte und stabile Krone erhalten.  

Unter Berücksichtigung der CEF-Maßnahmen bleibt die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätte im räumlichen Zusammenhang erhalten.  

Arbeitsschritt II.3: Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand  
der lokalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein 

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, be-
schädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein 
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4. Werden evtl. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur entnommen, sie oder ihre Standorte beschädigt oder zerstört, ohne dass 
deren ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☐ nein 

Arbeitsschritt III: Beurteilung der Ausnahmevoraussetzungen 
   (wenn mindestens eine der unter II.3 genannten Fragen mit „ja“ beantwortet wurde) 

1. Ist das Vorhaben aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses gerechtfertigt?  

☐ ja   ☐ nein 

2. Können zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden? ☐ ja   ☐ nein 

3. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei europäischen Vogelar-
ten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten günstig bleiben? 

☐ ja   ☐ nein 

 

Kiebitz 

Angaben zur Artenschutzprüfung für einzelne Arten 
(Für alle Arten, die im Sinne einer vertiefenden Art-für-Art-Betrachtung geprüft werden, einzeln bearbeiten!) 

Durch Plan/Vorhaben betroffene Art: Kiebitz (Vanellus vanellus) 

Schutz- und Gefährdungsstatus der Art 

☐ FFH-Anhang IV-Art 

 

☒ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland                   

Nordrhein-Westfalen      

Messtischblatt 

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen 

☒ atlantische Region ☐ kontinentale Region 

         ☐ grün    günstig 

         ☒ gelb    ungünstig / unzureichend 

         ☐ rot     ungünstig / schlecht 

Erhaltungszustand der lokalen Population 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 
Nr.2) oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

         ☐ C ungünstig / mittel-schlecht 

Arbeitsschritt II.1: Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Art 
   (ohne die unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Allgemeine Lebensraumansprüche: 
Der Kiebitz ist ein Charaktervogel offener Grünlandgebiete und bevorzugt feuchte, extensiv genutzte Wiesen 
und Weiden. Seit einigen Jahren besiedelt er verstärkt auch Ackerland. Inzwischen brüten etwa 80 % der Kie-
bitze in Nordrhein-Westfalen auf Ackerflächen. Dort ist der Bruterfolg stark abhängig von der Bewirtschaftungs-
intensität und fällt oft sehr gering aus. Bei der Wahl des Neststandortes werden offene und kurze Vegetations-
strukturen bevorzugt. Auf einer Fläche von 10 ha können 1 bis 2 Brutpaare vorkommen. Bevorzugte Rastgebiete 
sind offene Agrarflächen in den Niederungen großer Flussläufe, großräumige Feuchtgrünlandbereiche sowie 
Bördelandschaften. 

Verbreitung und Bestandssituation in Nordrhein-Westfalen: 
Der Kiebitz tritt in Nordrhein-Westfalen als häufiger Brutvogel sowie als sehr häufiger Durchzügler auf. Als Brut-
vogel kommt der Kiebitz in Nordrhein-Westfalen im Tiefland nahezu flächendeckend vor. Verbreitungsschwer-
punkte liegen im Münsterland, in der Hellwegbörde sowie am Niederrhein. Höhere Mittelgebirgslagen sind un-
besiedelt. Nach einem erheblichen Rückgang seit den 1970er-Jahren hatten sich die Bestände zwischenzeitlich 
stabilisiert. Aktuell wird erneut ein starker Rückgang festgestellt. Der Gesamtbestand wird auf weniger als 12.000 
Brutpaare geschätzt (2015). Bedeutende Rastvorkommen in Nordrhein-Westfalen liegen in den Vogelschutzge-
bieten „Hellwegbörde“, „Weseraue“ und „Unterer Niederrhein“ sowie in den Börden der Kölner Bucht. Der lan-
desweite Rastbestand wird auf bis zu 75.000 Individuen geschätzt (2015). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Der Kiebitz konnte mit drei Brutpaaren im Untersuchungsraum nachgewiesen werden.  

Betroffenheit: 
Aufgrund der vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Münster/Osnabrück, Hermes-Logistikzentrum, be-
stehendes Verkehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits an diese Störungen gewöhnt, daher sind 
keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine 
signifikante Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) anzu-
nehmen. 
 
Im Rahmen des geplanten Vorhabens kommt es zu einer Überbauung der Flächen, sodass die Brutplätze dau-
erhaft verloren gehen. Ein Ausweichen in die umliegenden Flächen ist nur bedingt möglich, da die Habitatstruk-
turen nur bedingt geeignet sind und davon ausgegangen werde muss, dass die vorhandenen Reviere bereits 
besetzt sind. Die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätte geht im räumlichen Zusammenhang 
verloren. Auch ist im Rahmen der Baufeldfreimachung von einer signifikanten Erhöhung des Tötungs- und Ver-
letzungsrisikos auszugehen.  
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Arbeitsschritt II.2: Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risiko- 

   managements 

VAR1 Bauzeitenregelung für Vögel 

Um baubedingte Verluste von Nestern, Eiern und Jungvögeln zu vermeiden, erfolgt die Baufeldfreima-
chung und Beseitigung von Gehölzen ausschließlich außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten mitteleu-
ropäischer Brutvogelarten (März bis September). Gehölze und Strukturen, die als Brutstandorte geeig-
net sind, dürfen demnach nur in der Zeit von Oktober (01.10) bis Februar (28.02.) entfernt werden 
(siehe auch § 39 Abs. 5 BNatSchG). Sofern der Baubetrieb nicht direkt im Anschluss an die Baufeld-
freimachung beginnt, sind entsprechende Vergrämungsmaßnahmen (z. B. Flatterband) anzuwenden, 
um ein Wiederansiedeln von Brutvögeln zu vermeiden. Dies muss bis zum 01.März durchgeführt wer-
den.  

Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahme wird eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verlet-
zungsrisikos vermieden. 

ACEF1 Entwicklung und Pflege von Habitaten im Acker oder Grünland 
Kiebitze brüten seit mehreren Jahrzehnten regelmäßig auf Äckern. Insbesondere durch Veränderun-
gen im Anbauverhalten sowie einem hohen maschinellen Bearbeitungsdruck auf den Flächen kommt 
es zu Verlust von Brutflächen. Zudem ist für die Individuen auf ausgedehnte, strukturarme, intensiv 
genutzte Ackerflächen wenig Nahrung zu finden (HEGEMANN et al. 2008). 
Die Maßnahmenfläche sollte einen ausreichenden Abstand zu Gefahr- und Störquellen besitzen und 
einen weitgehend freien Horizont haben. Ein Abstand von mindestens 100 m zu hohen und geschlos-
senen Vertikalkulissen (u.a. geschlossene und dichte Baumreihen, Wälder, Siedlungen) und Stromlei-
tungen sollte eingehalten werden. Insgesamt sollte die Fläche einen Umfang von 4,5 ha besitzen, da 
für den Kiebitz von einer Reviergröße von ca. 1,5 ha ausgegangen wird (MKULNV 2013). Die Maßnah-
menfläche sollte möglichst an eine bestehende Kolonie angrenzen oder in geringer Entfernung zu be-
setzten Habitaten (max. 500 – 1.000 m) liegen.  
Zum Schutz von brütenden Kiebitzen auf Äckern sind folgende Maßnahmenkombinationen einzuhal-
ten:  

• Bearbeitungsfreie Schonzeit bei Mais-, Hackfrucht- und Gemüseanbau: es erfolgt mindestens 
eine einmalige Bodenbearbeitung in der Zeit vom 1. Januar bis 21. März. In der Zeit vom 22. März 
bis zum 5. Mai wird auf eine Bodenbearbeitung verzichtet. Sofern witterungsbedingt eine Bodenbe-
arbeitung im erstgenannten Zeitraum nicht möglich ist, ist diese bis zum 19. März anzuzeigen und 
mit der Bewillungsstelle eine andere Frist zu vereinbaren (Bodenbearbeitung bis 31. März möglich, 
Verzicht zwischen 1. April und 15. Mai) (MKULNV 2013). 

• Schaffung von Nahrungs- und Brutflächen: Es wird ein 6-12m breiter Grasstreifen mit Horst-Rot-
schwingel (Herbstsaat) innerhalb eines Mais-, Hackfrucht- bzw. Gemüseackers eingesät. Eine Rand-
lage ist hierbei zu vermeiden. Der Horst-Rotschwingel kann jährlich über die Fläche rotieren oder 2-
3 Jahre am selben Standort eingesät werden. Sofern derselbe Standort mehrjährig genutzt wird, ist 
ein Überwuchs mit Kräutern bzw. Gräsern zu vermeiden. Eine Neueinsaat erfolgt – bei mehrjähriger 
Nutzung – nach 2-3 Jahren an einer anderen Stelle innerhalb der Maßnahmenfläche. Auf eine Dün-
gung der Fläche oder die Nutzung von Pflanzenschutzmitteln ist zu verzichten.  

• Erhalt/ Schaffung von kleinen offenen Wasserflächen zur Brutzeit (Blänke, Mulden, Gräben, 
etc.): Sofern möglich sollen auf den Äckern kleine Blänken und Mulden angelegt bzw. erhalten wer-
den, sodass Wasserstellen vorhanden sind.  

Die Habitatansprüche von Kiebitzen sind gut bekannt und bei einer „kiebitzorientierten“ Bewirtschaftung 
liegt eine hohe Wirksamkeit der Maßnahme vor. Mit der Bestellung soll hierfür bis Ende Mai gewartet 
werden, sodass die Jungen der Erstgelege geschlüpft sind und den Acker verlassen können. Sofern in 
unmittelbarer Nähe Viehweiden sind, können die Jungen durch die Alttiere zu diesen geführt werden. 
Eine jährliche Pflege des Maßnahmenstandortes ist notwendig, um die Funktion zu erhalten.  
Die Wirksamkeit der Maßnahme ist belegt und wird als hoch eingestuft.  
Zum Schutz von brütenden Kiebitzen sind folgende Maßnahmen im Grünland einzuhalten:  

• Wassermanagement: zur Steigerung der Attraktivität von Grünland ist das Anheben von Grabenwas-
serständen bzw. die Wiedervernässung der Fläche ein wichtiges Instrument. Grundsätzlich sollte der 
Oberboden während der Brutzeit mindestens in Teilen weich/ stocherfähig sein. Eine lang andauernde 
Überstauung sollte vermieden werden.  

• Erhalt/ Schaffung von kleinen offenen Wasserflächen zur Brutzeit (Blänke, Mulden, Gräben, etc.): So-
fern möglich sollen auf den Äckern kleine Blänken und Mulden angelegt bzw. erhalten werden, sodass 
Wasserstellen vorhanden sind.  

• Pflege: Grundsätzlich ist ein Mosaikmanagement (Schaffung von einem Mosaik aus Wiesen-, Weide- 
und Mähweidennutzung bei gestaffelten Mähterminen/ Beweidungsdichte), bei dem sich großflächige 
kurzrasige Bereiche mit kleinen höherwüchsigen Bereichen abwechseln, einzuhalten. So wechseln 
Nahrungsflächen und Versteckmöglichkeiten nah beieinander ab. Die konkrete Pflegeintensität ist an 
die lokalen Bedingungen anzupassen.  
Kiebitze sind nicht an das Vorhandensein von bestimmten Pflanzengesellschaften angewiesen, sodass 
die Maßnahmenfläche, bei vorhandener Grundeignung, schnell entwickelt werden kann.  
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Unter Berücksichtigung der CEF-Maßnahme bleibt die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang er-
halten.  

Arbeitsschritt II.3: Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand der lo-
kalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein 

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, be-
schädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein 

4. Werden evtl. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur entnommen, sie oder ihre Standorte beschädigt oder zerstört, ohne dass 
deren ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☐ nein 

Arbeitsschritt III: Beurteilung der Ausnahmevoraussetzungen 
   (wenn mindestens eine der unter II.3 genannten Fragen mit „ja“ beantwortet wurde) 

1. Ist das Vorhaben aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses gerechtfertigt?  

☐ ja   ☐ nein 

2. Können zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden? ☐ ja   ☐ nein 

3. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei europäischen Vogelar-
ten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten günstig bleiben? 

☐ ja   ☐ nein 

 

Kleinspecht 

Angaben zur Artenschutzprüfung für einzelne Arten 
(Für alle Arten, die im Sinne einer vertiefenden Art-für-Art-Betrachtung geprüft werden, einzeln bearbeiten!) 

Durch Plan/Vorhaben betroffene Art: Kleinspecht (Dryobates minor) 

Schutz- und Gefährdungsstatus der Art 

☐ FFH-Anhang IV-Art 

 

☒ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland                   

Nordrhein-Westfalen      

Messtischblatt 

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen 

☒ atlantische Region ☐ kontinentale Region 

         ☐ grün    günstig 

         ☒ gelb    ungünstig / unzureichend 

         ☐ rot     ungünstig / schlecht 

Erhaltungszustand der lokalen Population 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 
Nr.2) oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

         ☐ C ungünstig / mittel-schlecht 

Arbeitsschritt II.1: Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Art 
   (ohne die unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Allgemeine Lebensraumansprüche: 
Der Kleinspecht besiedelt parkartige oder lichte Laub- und Mischwälder, Weich- und Hartholzauen sowie feuchte 
Erlen- und Hainbuchenwälder mit einem hohen Alt- und Totholzanteil. In dichten, geschlossenen Wäldern kommt 
er höchstens in Randbereichen vor. Darüber hinaus erscheint er im Siedlungsbereich auch in strukturreichen 
Parkanlagen, alten Villen- und Hausgärten sowie in Obstgärten mit altem Baumbestand. Die Siedlungsdichte 
kann bis zu 0,3 bis 2,5 Brutpaare auf 10 ha betragen. Die Nisthöhle wird in totem oder morschem Holz, bevorzugt 
in Weichhölzern (v.a. Pappeln, Weiden) angelegt. 

Verbreitung und Bestandssituation in Nordrhein-Westfalen: 
Kleinspechte sind in Nordrhein-Westfalen als Stand- und Strichvogel das ganze Jahr über zu beobachten und 
kommen in allen Naturräumen vor. Im Tiefland ist er nahezu flächendeckend verbreitet. Im Bergland (v.a. im 
Sauer- und Siegerland sowie der Eifel) zeigen sich deutliche Verbreitungslücken. Der Gesamtbestand wird auf 
4.000 bis 5.000 Brutpaare geschätzt (2015). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Der Kleinspecht wurde in einem Gehölzbestand südlich im Untersuchungsraum mit einem Brutrevier festgestellt. 
Der Kleinspecht konnte mit einem revieranzeigenden Verhalten (trommelnd) nachgewiesen.  

Betroffenheit: 
Im Rahmen der Gehölzrodungen kommt es zu einem Verlust der bestehenden Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätte. Aufgrund der gleichartigen Strukturen im direktem Umfeld des Untersuchungsraums ist ein Ausweichen 
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in diese gleichartigen Strukturen möglich, sodass die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätte 
im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt. Aufgrund der vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen 
Münster/Osnabrück, Hermes-Logistikzentrum, bestehendes Verkehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen 
bereits an diese Störungen gewöhnt, daher sind keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
mit Auswirkung auf die lokale Population und keine signifikante Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. 
Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) anzunehmen.   
 
Im Rahmen der Gehölzrodungen am Brutstandort, ist eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verlet-
zungsrisikos nicht auszuschließen. 

Arbeitsschritt II.2: Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risiko- 

   managements 

VAR1 Bauzeitenregelung für Vögel 

Um baubedingte Verluste von Nestern, Eiern und Jungvögeln zu vermeiden, erfolgt die Baufeldfreima-
chung und Beseitigung von Gehölzen ausschließlich außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten mitteleu-
ropäischer Brutvogelarten (März bis September). Gehölze und Strukturen, die als Brutstandorte geeig-
net sind, dürfen demnach nur in der Zeit von Oktober (01.10) bis Februar (28.02.) entfernt werden 
(siehe auch § 39 Abs. 5 BNatSchG). Sofern der Baubetrieb nicht direkt im Anschluss an die Baufeld-
freimachung beginnt, sind entsprechende Vergrämungsmaßnahmen (z. B. Flatterband) anzuwenden, 
um ein Wiederansiedeln von Brutvögeln zu vermeiden. Dies muss bis zum 01.März durchgeführt wer-
den.  

Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahme wird eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verlet-
zungsrisikos vermieden. 

Arbeitsschritt II.3: Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand der lo-
kalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein 

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, be-
schädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein 

4. Werden evtl. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur entnommen, sie oder ihre Standorte beschädigt oder zerstört, ohne dass 
deren ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☐ nein 

Arbeitsschritt III: Beurteilung der Ausnahmevoraussetzungen 
   (wenn mindestens eine der unter II.3 genannten Fragen mit „ja“ beantwortet wurde) 

1. Ist das Vorhaben aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses gerechtfertigt?  

☐ ja   ☐ nein 

2. Können zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden? ☐ ja   ☐ nein 

3. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei europäischen Vogelar-
ten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten günstig bleiben? 

☐ ja   ☐ nein 

 

Mäusebussard 

Angaben zur Artenschutzprüfung für einzelne Arten 
(Für alle Arten, die im Sinne einer vertiefenden Art-für-Art-Betrachtung geprüft werden, einzeln bearbeiten!) 

Durch Plan/Vorhaben betroffene Art: Mäusebussard (Buteo buteo) 

Schutz- und Gefährdungsstatus der Art 

☐ FFH-Anhang IV-Art 

 

☒ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland                   

Nordrhein-Westfalen      

Messtischblatt 

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen 

☒ atlantische Region ☐ kontinentale Region 

         ☒ grün    günstig 

         ☐ gelb    ungünstig / unzureichend 

         ☐ rot     ungünstig / schlecht 

Erhaltungszustand der lokalen Population 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 
Nr.2) oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

         ☐ C ungünstig / mittel-schlecht 
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Arbeitsschritt II.1: Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Art 
   (ohne die unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Allgemeine Lebensraumansprüche: 
Der Mäusebussard besiedelt nahezu alle Lebensräume der Kulturlandschaft, sofern geeignete Baumbestände 
als Brutplatz vorhanden sind. Bevorzugt werden Randbereiche von Waldgebieten, Feldgehölze sowie Baum-
gruppen und Einzelbäume, in denen der Horst in 10 bis 20 m Höhe angelegt wird. Als Jagdgebiet nutzt der 
Mäusebussard Offenlandbereiche in der weiteren Umgebung des Horstes. In optimalen Lebensräumen kann ein 
Brutpaar ein Jagdrevier von nur 1,5 km² Größe beanspruchen. 

Verbreitung und Bestandssituation in Nordrhein-Westfalen: 
In Nordrhein-Westfalen kommt der Mäusebussard ganzjährig als häufiger Stand- und Strichvogel vor, hierzu 
gesellen sich ab Oktober Wintergäste aus nordöstlichen Populationen. Als häufigste Greifvogelart in Nordrhein-
Westfalen ist der Mäusebussard in allen Naturräumen flächendeckend verbreitet. Der Gesamtbestand wird auf 
9.000 bis 14.000 Brutpaare geschätzt (2015).  

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Der Mäusebussard wurde mit einem Brutrevier im Gehölzbestand südlich im Untersuchungsraum nachgewie-
sen.  

Betroffenheit: 
Im Rahmen der Gehölzrodungen kommt es zu einem Verlust der bestehenden Fortpflanzungs- und Ruhestätte. 
Aufgrund der gleichartigen Strukturen im direktem Umfeld des Untersuchungsraums ist ein Ausweichen in diese 
gleichartigen Strukturen möglich, sodass die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätte im räum-
lichen Zusammenhang erhalten bleibt. Aufgrund der vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Müns-
ter/Osnabrück, Hermes-Logistikzentrum, bestehendes Verkehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits 
an diese Störungen gewöhnt, daher sind keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Aus-
wirkung auf die lokale Population und keine signifikante Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) 
(Rechtssache C-473/19 und C-474/19) anzunehmen.   
 
Im Rahmen der Gehölzrodungen am Brutstandort, ist eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verletzungs-
risikos nicht auszuschließen. 

Arbeitsschritt II.2: Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risiko- 

   managements 

VAR1 Bauzeitenregelung für Vögel 

Um baubedingte Verluste von Nestern, Eiern und Jungvögeln zu vermeiden, erfolgt die Baufeldfreima-
chung und Beseitigung von Gehölzen ausschließlich außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten mitteleu-
ropäischer Brutvogelarten (März bis September). Gehölze und Strukturen, die als Brutstandorte geeig-
net sind, dürfen demnach nur in der Zeit von Oktober (01.10) bis Februar (28.02.) entfernt werden 
(siehe auch § 39 Abs. 5 BNatSchG). Sofern der Baubetrieb nicht direkt im Anschluss an die Baufeld-
freimachung beginnt, sind entsprechende Vergrämungsmaßnahmen (z. B. Flatterband) anzuwenden, 
um ein Wiederansiedeln von Brutvögeln zu vermeiden. Dies muss bis zum 01.März durchgeführt wer-
den.  

Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahme wird eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verlet-
zungsrisikos vermieden. 

Arbeitsschritt II.3: Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem Tötungsrisiko 
oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand der lo-
kalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein 

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, be-
schädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein 

4. Werden evtl. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur entnommen, sie oder ihre Standorte beschädigt oder zerstört, ohne dass 
deren ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☐ nein 

Arbeitsschritt III: Beurteilung der Ausnahmevoraussetzungen 
   (wenn mindestens eine der unter II.3 genannten Fragen mit „ja“ beantwortet wurde) 

4. Ist das Vorhaben aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses gerechtfertigt?  

☐ ja   ☐ nein 

5. Können zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden? ☐ ja   ☐ nein 

1. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei europäischen Vogelar-
ten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten günstig bleiben? 

☐ ja   ☐ nein 
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Star 

Angaben zur Artenschutzprüfung für einzelne Arten 
(Für alle Arten, die im Sinne einer vertiefenden Art-für-Art-Betrachtung geprüft werden, einzeln bearbeiten!) 

Durch Plan/Vorhaben betroffene Art: Star (Sturnus vulgaris) 

Schutz- und Gefährdungsstatus der Art 

☐ FFH-Anhang IV-Art 

 

☒ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland                   

Nordrhein-Westfalen      

Messtischblatt 

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen 

☒ atlantische Region ☐ kontinentale Region 

         ☐ grün    günstig 

         ☐ gelb    ungünstig / unzureichend 

         ☐ rot     ungünstig / schlecht 

Erhaltungszustand der lokalen Population 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 
Nr.2) oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

         ☐ C ungünstig / mittel-schlecht 

Arbeitsschritt II.1: Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Art 
   (ohne die unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Allgemeine Lebensraumansprüche: 
Der Star besiedelt eine Vielzahl von Lebensräumen. Als Höhlenbrüter benötigt er Gebiete mit einem ausreichen-
den Angebot an Nistplätzen ( z. B. ausgefaulte Astlöcher, Buntspechthöhlen) und angrenzende Offenlandflä-
chen. In Ortschaften brütet der Star in bereitgestellten Nistkästen sowie in Höhlen, Nischen und Spalten an 
Gebäuden. Im Frühjahr/ Frühsommer frisst der Star vor allem Wirbellose und Larven, im Sommer/ Herbst fast 
ausschließlich Obst  und Beeren und im Winter wilde Beerenfrüchte und vielfach Abfälle    

Verbreitung und Bestandssituation in Nordrhein-Westfalen: 
Der Star ist flächenhaft in NRW verbreitet. Der Bestand dünnt in den geschlossenen Waldgebieten der Mittelge-
birge und des Tieflands jedoch aus. Entscheidend ist die Habitatausstattung. Der Gesamtbestand wird auf 
155.000 bis 200.000 Reviere geschätzt. 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Der Star wurde mit drei Brutpaaren im Untersuchungsraum und drei Brutpaaren im direkten Umfeld des Unter-
suchungsraumes nachgewiesen.  

Betroffenheit: 
Aufgrund der vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Münster/Osnabrück, Hermes-Logistikzentrum, be-
stehendes Verkehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits an diese Störungen gewöhnt, daher sind 
keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine 
signifikante Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) anzu-
nehmen. 
 
Im Rahmen des geplanten Vorhabens kommt es zu einer Überbauung der Flächen, sodass die Brutplätze dau-
erhaft verloren gehen. Ein Ausweichen in die umliegenden Flächen ist nur bedingt möglich, da die Habitatstruk-
turen nur bedingt geeignet sind und davon ausgegangen werde muss, dass die vorhandenen Reviere bereits 
besetzt sind. Die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätte geht im räumlichen Zusammenhang 
verloren. Auch ist im Rahmen der Baufeldfreimachung von einer signifikanten Erhöhung des Tötungs- und Ver-
letzungsrisikos auszugehen. 

Arbeitsschritt II.2: Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risiko- 

   managements 

VAR1 Bauzeitenregelung für Vögel 

Um baubedingte Verluste von Nestern, Eiern und Jungvögeln zu vermeiden, erfolgt die Baufeldfreima-
chung und Beseitigung von Gehölzen ausschließlich außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten mitteleu-
ropäischer Brutvogelarten (März bis September). Gehölze und Strukturen, die als Brutstandorte geeig-
net sind, dürfen demnach nur in der Zeit von Oktober (01.10) bis Februar (28.02.) entfernt werden 
(siehe auch § 39 Abs. 5 BNatSchG). Sofern der Baubetrieb nicht direkt im Anschluss an die Baufeld-
freimachung beginnt, sind entsprechende Vergrämungsmaßnahmen (z. B. Flatterband) anzuwenden, 
um ein Wiederansiedeln von Brutvögeln zu vermeiden. Dies muss bis zum 01.März durchgeführt wer-
den.  

Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahme wird eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verlet-
zungsrisikos vermieden. 

ACEF2 Anbringen von Nisthilfen für den Star 
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Zum Erhalt der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusam-
menhang, werden für den Star Nisthilfen angebracht.  
Die Nisthilfen müssen in ausreichender Entfernung zur Stör- und Gefahrenquelle angebracht werden. 
Als potenzielle Standorte werden die Habitatanforderungen der Art berücksichtigt, idealerweise beste-
hen im direkten Bereich oder im unmittelbaren Umfeld (bis 1 km) bereits Reviere.  
Pro Brutpaare werden drei Nisthilfen an waagerechten Ästen aufgehängt. Für den vorliegenden Verlust 
von drei Revier, ergibt sich ein Nistkastenbedarf von neun Stück. Um dem Star eine Raumerkundung 
und Eingewöhnungszeit zu ermöglichen, werden die Nisthilfen mit einer Vorlaufzeit von einem Jahr 
angebracht.  
Die Umsetzung der Maßnahme kann auf mehreren Flächen/ Gehölzbeständen erfolgen, allerdings 
sollte immer eine Gruppe von drei Nisthilfen angebracht und diese Mindestanzahl nicht reduziert wer-
den. 
Die Nisthilfen werden auf ihre Funktionsfähigkeit (außerhalb der Brutzeit) hin überprüft, in diesem Rah-
men findet auch eine Reinigung (Entfernung von Vogelkot und anderen alten Nestern und Nestbe-
standteilen) statt. 

Unter Berücksichtigung der CEF-Maßnahme bleibt die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang er-
halten.  

Arbeitsschritt II.3: Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand der lo-
kalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein 

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, be-
schädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein 

4. Werden evtl. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur entnommen, sie oder ihre Standorte beschädigt oder zerstört, ohne dass 
deren ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☐ nein 

Arbeitsschritt III: Beurteilung der Ausnahmevoraussetzungen 
   (wenn mindestens eine der unter II.3 genannten Fragen mit „ja“ beantwortet wurde) 

1. Ist das Vorhaben aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses gerechtfertigt?  

☐ ja   ☐ nein 

2. Können zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden? ☐ ja   ☐ nein 

3. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei europäischen Vogelar-
ten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten günstig bleiben? 

☐ ja   ☐ nein 

 

Waldohreule 

Angaben zur Artenschutzprüfung für einzelne Arten 
(Für alle Arten, die im Sinne einer vertiefenden Art-für-Art-Betrachtung geprüft werden, einzeln bearbeiten!) 

Durch Plan/Vorhaben betroffene Art: Waldohreule (Asio otus) 

Schutz- und Gefährdungsstatus der Art 

☐ FFH-Anhang IV-Art 

 

☒ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland                   

Nordrhein-Westfalen      

Messtischblatt 

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen 

☒ atlantische Region ☐ kontinentale Region 

         ☐ grün    günstig 

         ☒ gelb    ungünstig / unzureichend 

         ☐ rot     ungünstig / schlecht 

Erhaltungszustand der lokalen Population 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 
Nr.2) oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

         ☐ C ungünstig / mittel-schlecht 

Arbeitsschritt II.1: Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Art 
   (ohne die unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Allgemeine Lebensraumansprüche: 
Als Lebensraum bevorzugt die Waldohreule halboffene Parklandschaften mit kleinen Feldgehölzen, Baumgrup-
pen und Waldrändern. Darüber hinaus kommt sie auch im Siedlungsbereich in Parks und Grünanlagen sowie 
an Siedlungsrändern vor. Als Jagdgebiete werden strukturreiche Offenlandbereiche sowie größere 
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Waldlichtungen aufgesucht. In grünlandarmen Bördelandschaften sowie in größeren geschlossenen Waldgebie-
ten erreicht sie nur geringe Siedlungsdichten. Ein Brutrevier kann eine Größe zwischen 20 bis 100 ha erreichen. 
Als Nistplatz werden alte Nester von anderen Vogelarten (v.a. Rabenkrähe, Elster, Mäusebussard, Ringeltaube) 
genutzt. 

Verbreitung und Bestandssituation in Nordrhein-Westfalen: 
In Nordrhein-Westfalen tritt die Waldohreule ganzjährig als mittelhäufiger Stand- und Strichvogel auf und kommt 
in allen Naturräumen nahezu flächendeckend vor. Der Gesamtbestand wird auf etwa 5.000 Brutpaare geschätzt 
(2015). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Die Waldohreule wurde im östlichen Untersuchungsraum an der Untersuchungsraumgrenze nachgewiesen. 
Diese Bereich wird durch den Bebauungsplan nicht mehr direkt beansprucht.  

Betroffenheit: 
Gehölzrodungen sind im Revier der Waldohreule nicht vorgesehen, dass es zu keinem Verlust der bestehenden 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte und zu keiner signifikanten Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos 
kommt. Aufgrund der vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Münster/Osnabrück, Hermes-Logistik-
zentrum, bestehendes Verkehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits an diese Störungen gewöhnt, 
daher sind keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population 
und keine signifikante Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-
474/19) anzunehmen.  

Arbeitsschritt II.2: Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risiko- 

   managements 

Es sind keine Maßnahmen notwendig. Von der Maßnahme VAR1 profitier auch die Waldohreule.  

Arbeitsschritt II.3: Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand der lo-
kalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein 

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, be-
schädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein 

4. Werden evtl. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur entnommen, sie oder ihre Standorte beschädigt oder zerstört, ohne dass 
deren ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☐ nein 

Arbeitsschritt III: Beurteilung der Ausnahmevoraussetzungen 
   (wenn mindestens eine der unter II.3 genannten Fragen mit „ja“ beantwortet wurde) 

1. Ist das Vorhaben aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses gerechtfertigt?  

☐ ja   ☐ nein 

2. Können zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden? ☐ ja   ☐ nein 

3. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei europäischen Vogelar-
ten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten günstig bleiben? 

☐ ja   ☐ nein 

 

Waldschnepfe 

Angaben zur Artenschutzprüfung für einzelne Arten 
(Für alle Arten, die im Sinne einer vertiefenden Art-für-Art-Betrachtung geprüft werden, einzeln bearbeiten!) 

Durch Plan/Vorhaben betroffene Art: Waldschnepfe (Scolopax rusticola) 

Schutz- und Gefährdungsstatus der Art 

☐ FFH-Anhang IV-Art 

 

☒ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland                   

Nordrhein-Westfalen      

Messtischblatt 

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen 

☒ atlantische Region ☐ kontinentale Region 

         ☒ grün    günstig 

         ☐ gelb    ungünstig / unzureichend 

         ☐ rot     ungünstig / schlecht 

Erhaltungszustand der lokalen Population 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 
Nr.2) oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

         ☐ C ungünstig / mittel-schlecht 

3 
3812-3 V 
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Arbeitsschritt II.1: Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Art 
   (ohne die unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Allgemeine Lebensraumansprüche: 
Die Waldschnepfe kommt in größeren, nicht zu dichten Laub- und Mischwäldern mit gut entwickelter Kraut- und 
Strauchschicht sowie einer weichen, stocherfähigen Humusschicht vor. Bevorzugt werden feuchte Birken- und 
Erlenbrüche; dicht geschlossene Gehölzbestände und Fichtenwälder werden hingegen gemieden. Das Nest wird 
in einer Mulde am Boden angelegt. 

Verbreitung und Bestandssituation in Nordrhein-Westfalen: 
Die Waldschnepfe kommt in Nordrhein-Westfalen vor allem im Bergland und im Münsterland nahezu flächende-
ckend vor. Große Verbreitungslücken bestehen in der Kölner Bucht, im Niederrheinischen Tiefland, im Ruhrge-
biet sowie in der Hellwegbörde. Der Gesamtbestand wird auf 3.000 bis 6.000 Brutpaare geschätzt (2015). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Die Walschnepfe wurde im nordöstlichen Untersuchungsraum nachgewiesen. Eingriffe in diesem Bereich sind 
nicht vorgesehen. 

Betroffenheit: 
Gehölzrodungen sind im Revier der Waldschnepfe nicht vorgesehen, dass es zu keinem Verlust der bestehen-
den Fortpflanzungs- und Ruhestätte und zu keiner signifikanten Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos 
kommt. Aufgrund der vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Münster/Osnabrück, Hermes-Logistik-
zentrum, bestehendes Verkehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits an diese Störungen gewöhnt, 
daher sind keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population 
und keine signifikante Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-
474/19) anzunehmen. 

Arbeitsschritt II.2: Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risiko- 

   managements 

Es werden keine Maßnahmen notwendig, die Walschnepfe profitiert auch von der Maßnahme VAR1.  

Arbeitsschritt II.3: Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der unter II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand der lo-
kalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein 

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, be-
schädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein 

4. Werden evtl. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur entnommen, sie oder ihre Standorte beschädigt oder zerstört, ohne dass 
deren ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☐ nein 

Arbeitsschritt III: Beurteilung der Ausnahmevoraussetzungen 
   (wenn mindestens eine der unter II.3 genannten Fragen mit „ja“ beantwortet wurde) 

1. Ist das Vorhaben aus zwingenden Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses gerechtfertigt?  

☐ ja   ☐ nein 

2. Können zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden? ☐ ja   ☐ nein 

3. Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei europäischen Vogelar-
ten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten günstig bleiben? 

☐ ja   ☐ nein 

 

Nicht planungsrelevante Vogelarten 

Durch die Baumaßnahmen sind Lebensräume einiger nicht planungsrelevanter Arten betroffen. Im 

Folgenden wird überprüft, ob für diese Arten Verbotstatbestände gem. § 44 BNatSchG erfüllt wer-

den. 

Zusammenfassend zu betrachtende Arten - ungefährdete Wald- und Gebüschbrüter: 
Artname deutsch (Artname wissenschaftlich) 

Amsel (Turdus merula), Blaumeise (Parus caeruleus), Buchfink (Fringilla coelebs), Buntspecht (Dendrocopos 
major), Eichelhäher (Garrulus glandarius), Fitis (Phylloscopus trochilus), Gartenbaumläufer (Certhia brachyda-
ctyla), Gartengrasmücke (Sylvia borin), Gimpel (Pyrrhula pyrrhula), Goldammer (Emberiza citrinella), Grünfink 
(Carduelis chloris) Haubenmeise (Parus cristatus), Heckenbraunelle (Prunella modularis), Hohltaube (Columba 
oenas), Jagdfasan(Phasianus colchicus), Kernbeißer (Coccothraustes coccothraustes), Kleiber (Sitta euro-
pea), Kohlmeise (Parus major), Misteldrossel (Turdus viscivorus), Mönchsgrasmücke (Sylvia atricapilla), 
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Rabenkrähe (Corvus corone), Ringeltaube (Columba palumbus), Rotdrossel (Turdus iliacus),Rotkehlchen (Er-
ithacus rubecula), Schwanzmeise (Aegithalos caudatus), Singdrossel (Turdus philomelos), Stieglitz (Carduelis 
carduelis), Zaunkönig (Troglodytes troglodytes), Zilpzalp (Phylloscopus collybita) 

Schutz- und Gefährdungsstatus der Arten 

☐ FFH-Anhang IV-Art 

 

☒ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland 

Nordrhein-Westfalen 

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen 

☐ atlantische Region ☒ kontinentale Region 

         ☐ grün    günstig 

         ☐ gelb    ungünstig / unzureichend 

           ☐ rot    ungünstig / schlecht             

Erhaltungszustand der lokalen Popula-
tion 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 
Nr.2) oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

☐ C ungünstig / mittel-schlecht 

Arbeitsschritt II.1 Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Arten  
   (ohne die in II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Die genannten Arten brüten in Wald- und Gehölzbeständen und -strukturen des Untersuchungsraumes 

Betroffenheit: 

Aufgrund der vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Münster/Osnabrück, Hermes-Logistikzentrum, 
bestehendes Verkehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits an diese Störungen gewöhnt, daher sind 
keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine 
signifikante Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) an-
zunehmen. 

Im Umfeld des Plangebietes sind gleichartige Strukturen in ausreichendem Umfang vorhanden, die als Aus-
weichlebensräume genutzt werden können, sodass die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten erhalten bleibt. 

Durch die Beseitigung von Gehölzen und Gehölzstrukturen kann es zu einer Zerstörung von Nestern und Ge-
legen kommen. Eine baubedingte signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos ist nicht auszu-
schließen. 

Arbeitsschritt II.2 Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risikomanage-
ments 

VAR1 Bauzeitenregelung für Vögel 

Um baubedingte Verluste von Nestern, Eiern und Jungvögeln zu vermeiden, erfolgt die Baufeldfreima-
chung und Beseitigung von Gehölzen ausschließlich außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten mitteleu-
ropäischer Brutvogelarten (März bis September). Gehölze und Strukturen, die als Brutstandorte geeig-
net sind, dürfen demnach nur in der Zeit von Oktober (01.10) bis Februar (28.02.) entfernt werden 
(siehe auch § 39 Abs. 5 BNatSchG). Sofern der Baubetrieb nicht direkt im Anschluss an die Baufeld-
freimachung beginnt, sind entsprechende Vergrämungsmaßnahmen (z. B. Flatterband) anzuwenden, 
um ein Wiederansiedeln von Brutvögeln zu vermeiden. Dies muss bis zum 01.März durchgeführt wer-
den.  

Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahme wird eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verlet-
zungsrisikos vermieden. 

Arbeitsschritt II.3 Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der in Punkt II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin- 
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand  
der lokalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein 

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen,  
beschädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen  
Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein 

 
 
 

- / V 

- / V 
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Zusammenfassend zu betrachtende Arten - ungefährdete Offenlandbrüter:  
Artname deutsch (Artname wissenschaftlich) 

Wiesenschafstelze (Motacilla flava),  

Schutz- und Gefährdungsstatus der Arten 

☐ FFH-Anhang IV-Art 

 

☒ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland 

Nordrhein-Westfalen 

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen 

☐ atlantische Region ☒ kontinentale Region 

         ☐ grün    günstig 

         ☐ gelb    ungünstig / unzureichend 

           ☐ rot    ungünstig / schlecht             

Erhaltungszustand der lokalen Popula-
tion 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 
Nr.2) oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

☐ C ungünstig / mittel-schlecht 

Arbeitsschritt II.1 Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Arten  
   (ohne die in II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Die genannten Arten brüten in den Offenlandbereichen und Halboffenlandbereichen im Untersuchungsraum. 

Betroffenheit: 

Aufgrund der vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Münster/Osnabrück, Hermes-Logistikzentrum, 
bestehendes Verkehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits an diese Störreize gewöhnt, daher sind 
keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine 
signifikante Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) an-
zunehmen. 

Im Umfeld des Plangebietes sind gleichartige Strukturen in ausreichendem Umfang vorhanden, die als Aus-
weichlebensräume genutzt werden können, sodass die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten erhalten bleibt. 

Im Rahmen der Baufeldfreimachung kann es zu einer Zerstörung von Nestern und Gelegen kommen. Eine 
baubedingte signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos ist nicht auszuschließen. 

Arbeitsschritt II.2 Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risikomanage-
ments 

VAR1 Bauzeitenregelung für Vögel 

Um baubedingte Verluste von Nestern, Eiern und Jungvögeln zu vermeiden, erfolgt die Baufeldfreima-
chung und Beseitigung von Gehölzen ausschließlich außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten mitteleu-
ropäischer Brutvogelarten (März bis September). Gehölze und Strukturen, die als Brutstandorte geeig-
net sind, dürfen demnach nur in der Zeit von Oktober (01.10) bis Februar (28.02.) entfernt werden 
(siehe auch § 39 Abs. 5 BNatSchG). Sofern der Baubetrieb nicht direkt im Anschluss an die Baufeld-
freimachung beginnt, sind entsprechende Vergrämungsmaßnahmen (z. B. Flatterband) anzuwenden, 
um ein Wiederansiedeln von Brutvögeln zu vermeiden. Dies muss bis zum 01.März durchgeführt wer-
den.  

Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahme wird eine signifikante Erhöhung des Tötungs- und Verlet-
zungsrisikos vermieden. 

Arbeitsschritt II.3 Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der in Punkt II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin- 
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand  
der lokalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein 

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen,  
beschädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen  
Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein 

 
 
 
 

- / V 

- / V 
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Zusammenfassend zu betrachtende Arten - ungefährdete Gebäudebrüter: 
Artname deutsch (Artname wissenschaftlich) 

Bachstelze (Motacilla alba), Mauersegler (Apus apus), Dohle (Corvus monedula) 

I. 
Schutz- und Gefährdungsstatus der Arten 

☐ FFH-Anhang IV-Art 

 

☒ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland 

Nordrhein-Westfalen 

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen 

☐ atlantische Region ☒ kontinentale Region 

         ☐ grün    günstig 

         ☐ gelb    ungünstig / unzureichend 

           ☐ rot    ungünstig / schlecht             

Erhaltungszustand der lokalen Popu-
lation 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Stö-
rung (II.3 Nr.2) oder voraussichtlichem Ausnahme-
verfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

☐ C ungünstig / mittel-

schlecht 

Arbeitsschritt II.1 Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Arten  
   (ohne die in II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Die genannten Arten brüten an den vorhandenen Gebäuden im Untersuchungsraum.  

Betroffenheit: 

Aufgrund der vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Münster/Osnabrück, Hermes-Logistikzentrum, 
bestehendes Verkehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits an diese Störreize gewöhnt, daher sind 
keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine 
signifikante Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) an-
zunehmen. 

An den Gebäuden kommt es zu keinen Eingriffen, sodass es zu keinem Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten sowie zu keiner signifikanten Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos kommt.  

Arbeitsschritt II.2 Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risikomanage-
ments 
Es werden keine Maßnahmen notwendig  

Arbeitsschritt II.3 Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der in Punkt II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand der lo-
kalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☐ nein 

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, be-
schädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein 

 
 
  

- / V 

- / V 
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Zusammenfassend zu betrachtende Arten - an Gewässer, Flussufer, Röhrichte und an 
Flussauen gebundene ungefährdete Arten:  
Artname deutsch (Artname wissenschaftlich) 

Austernfischer (Haematopus ostralegus), Stockente (Anas platyrhynchos),Sumpfmeise (Poecilie palustris), 
Graugans (Anser anser), Nilgans (Alopochen aegyptica) 

Schutz- und Gefährdungsstatus der Arten 

☐ FFH-Anhang IV-Art 

 

☒ europäische Vogelart  

Rote Liste-Status 

Deutschland 

Nordrhein-Westfalen 

Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen 

☐ atlantische Region ☒ kontinentale Region 

         ☐ grün    günstig 

         ☐ gelb    ungünstig / unzureichend 

           ☐ rot    ungünstig / schlecht             

Erhaltungszustand der lokalen Popula-
tion 
(Angabe nur erforderlich bei evtl. erheblicher Störung (II.3 
Nr.2) oder voraussichtlichem Ausnahmeverfahren (III)) 

         ☐ A  günstig / hervorragend 

         ☐ B  günstig / gut 

☐ C ungünstig / mittel-schlecht 

Arbeitsschritt II.1 Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Arten  
   (ohne die in II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet: 
Die Arten brüten an den Gewässerstrukturen im Untersuchungsraum und nutzen die Offenlandbereiche zur 
Nahrungssuche.  

Betroffenheit: 

Aufgrund der vorhanden anthropogenen Störreize (Flughafen Münster/Osnabrück, Hermes-Logistikzentrum, 
bestehendes Verkehrsnetz) sind die vorkommenden Individuen bereits an diese Störreize gewöhnt, daher sind 
keine erheblichen Störungen (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) mit Auswirkung auf die lokale Population und keine 
signifikante Erhöhung der Störung von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1) (Rechtssache C-473/19 und C-474/19) an-
zunehmen. 

An den Gewässerstrukturen kommt es zu keinen Eingriffen, sodass es zu keinem Verlust von Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten sowie zu keiner signifikanten Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos kommt. 

Arbeitsschritt II.2 Einbeziehung von Vermeidungsmaßnahmen und des Risikomanage-
ments 
Es werden keine Maßnahmen notwendig.  

Arbeitsschritt II.3 Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
   (unter Voraussetzung der in Punkt II.2 beschriebenen Maßnahmen) 

1. Werden evtl. Tiere verletzt oder getötet? 
(außer bei Verletzungen oder Tötungen bei einem nicht signifikant erhöhtem  
Tötungsrisiko oder infolge von Nr. 3) 

☐ ja   ☒ nein 

2. Werden evtl. Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin- 
terungs- und Wanderzeiten so gestört, dass sich der Erhaltungszustand  
der lokalen Population verschlechtern könnte? 

☐ ja   ☒ nein 

3. Werden evtl. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen,  
beschädigt oder zerstört, ohne dass deren ökologische Funktion im räumlichen  
Zusammenhang erhalten bleibt? 

☐ ja   ☒ nein 

 

- / V 

- / V 
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7 Zusammenfassung der Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Prüfung 

Angrenzend zum Flughafen Münster-Osnabrück ist die Erweiterung des bestehenden AirportPark 

FMO vorgesehen. Hier soll für die erste Ausbaustufe zum II. Realisierungsabschnitt ein Bebau-

ungsplan aufgestellt werden. Zeitgleich soll auch der gültige Flächennutzungsplan, im Parallelver-

fahren, geändert werden. 

In der vorliegenden Artenschutzprüfung (Stufe II) wird geprüft, ob und bei welchen Arten Verbots-

tatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG erfüllt werden.  

Das LANUV (2019A) macht Angaben zum Vorkommen von planungsrelevanten Fledermaus- und 

Vogelarten. Aufgrund der vorhandenen Habitatstrukturen kann ein Vorkommen dieser Artengrup-

pen nicht ausgeschlossen werden.  

Durch die bestehende Nähe zum Flughafen Münster/Osnabrück, sowie das bereits errichtete Her-

mes-Logistikzentrum und das Verkehrsnetz ist der Untersuchungsraum stark durch anthropogene 

Störreize vorbelastet. Auf Grund der Gewöhnung ist eine erhebliche Störung (§44 Abs. 1 Nr. 2 

BNatSchG) mit Auswirkungen auf die lokale Population und eine signifikante Erhöhung der Störung 

von Individuen (vgl. Kap. 2.2.1, Rechtssache C-473/19 und C-474/19) nicht anzunehmen.  

Für die Artengruppe der Fledermäuse wurde im Rahmen des „Vorhabenbezogenen Bebauungs-

plan Nr. 90.13 „Hermes“ (FROELICH & SPORBECK 2018) eine Flugstraße nachgewiesen, die auch in 

den Bereich des vorliegenden Bebauungsplans hineinreicht. Zum Erhalt der Flugstraße wird der 

Bereich als Dunkelkorridor ausgebildet (VAR1).  

Zur Vermeidung einer signifikanten Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisikos wird eine Bau-

zeitenregelung für Vögel (VAR2) notwendig. Zudem gehen Fortpflanzungs- und Ruhestätten von 

Kiebitz, Gartenrotschwanz und Star verloren, ein Ausweichen ist aufgrund der bereits besetzten 

Reviere im Umfeld nicht möglich, sodass für beide Arten vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen not-

wendig werden, um die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen 

Zusammenhang zu erhalten.  

Mit der Planung werden unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur Vermeidung und Ver-

minderung, sowie der geplanten CEF-Maßnahmen, keine Verbotstatbestände gemäß 

§ 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG ausgelöst. Somit stehen dem Vorhaben aus Sicht des 

gesetzlichen Artenschutzes keine zulassungshemmenden oder zulassungsversagenden 

Hindernisse entgegen.  
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Faunistischer Fachbeitrag  
Greven Airportpark
Vögel
Status
") Brutnachweis
") Brutverdacht
") Durchzügler
") Nahrungsgast
") Überfliegend

Arten (nur planungsrelevante Arten)
) Fe, Feldsperling
) Gbv, Großer Brachvogel
) Grr, Graureiher
) Hä, Bluthänfling
) Kch, Kranich
) Ki, Kiebitz
) Ko, Kormoran
) Ks, Kleinspecht
) Ku, Kuckuck
) Lm, Lachmöwe
) Mb, Mäusebussard
) Rs, Rauchschwalbe
) S, Star
) Sp, Sperber
) Stm, Sturmmöwe
) Sts, Steinschmätzer
) Tf, Turmfalke
) Was, Waldschnepfe
) Wo, Waldohreule
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